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Geſetzes- und Verordnungs - Blatt
für das Großherzogthum Baden .

Karlsruhe , Dienſtag den 11. März 1879 .

Znhalt .

Geſetz : Die Einführung d
e
r

Reichs Juſtizgeſeße im Großherzogthum Baden betreffend .

Geſek .
Die Einführung d

e
r

Reichs - Juſtizgeſetze im Großherzogthum Vaden betreffend .

Friedrich , von Gottes Gnaden Großherzog von Baden ,

Herzog von Zähringen .

Zum Vollzuge d
e
r

Einführung d
e
r

Reichsgeſeße über Gerichtsverfaſſung , Rechtsanwalt
ſchaft , Civilprozeß , Konkurs und Strafprozeß im Großherzogthum Baden haben wir mit
Zuſtimmung unſerer getreuen Stände beſchloſſen und verordnen Wir , was folgt :

Erſter Abſchnitt .

Gerichtsverfaſſung .

Titel I.

Gerichte .

. 1 .

Für das Großherzogthum Baden wird ein Oberlandesgericht mit Siß in Karlsruhe
errichtet .

Die Siße und Bezirke d
e
r

Landgerichte und d
e
r

Amtsgerichte werden durch Verord
nung beſtimmt .

Nach dem 1
.

Oktober 1884 können d
ie Siße und Bezirke d
e
r

Landgerichte nur durch

Geſeß verändert werden .

Gefeßcs- und Berordnungs - Blatt 1879 . 14
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Werden durch ſpäter eintretende Aenderungen in d
e
r

Eintheilung d
e
r

Amtsgerichtsbezirke

d
ie

nach obigem Zeitpunkte beſtehenden Landgerichtsbezirke überſchritten , ſo zieht dieſe Ueber
ſchreitung von ſelbſt auch d

ie Veränderung d
e
r

betheiligten Landgerichtsbezirke nach ſi
ch .

Wird nach dem gedachten Zeitpunkte a
n

d
e
r

Grenze zweier Landgerichtsbezirke e
in

a
u
f

beide Bezirke ſi
ch

erſtreckendes Amtsgericht neu errichtet , ſo wird durch Verordnung beſtimmt ,

welchem Landgerichtsbezirke daſſelbe zuzutheilen iſ
t
.

§ . 2 .

Das Juſtizminiſterium kann d
ie Abhaltung von regelmäßigen Gerichtstagen d
e
r

Amts
gerichte außerhalb ihrer Siße anordnen .

§ . 3 .

Die Civilkammern d
e
r

Landgerichte ſind ohne Rückſicht a
u
f

d
e
n

Werth d
e
s

Streitgegen

ſtandes ausſchließlich zuſtändig für d
ie in § . 70 Abſaß 3 der Gerichtsverfaſſung bezeichneten

Anſprüche , ſoweit hinſichtlich derſelben d
e
r

Rechtsweg v
o
r

den bürgerlichen Gerichten über
haupt zuläſſig iſ

t .

8
. 4 ,

Z
u

dem Amte eines Schöffen oder Geſchworenen ſollen nicht berufen werden ( SS . 34 und

8
5

d
e
r

Gerichtsverfaſſung ) : d
ie Vorſtände und Mitglieder d
e
r

Miniſterien ( einſchließlich der
Landeskommiſjäre ) , des Verwaltungsgerichtshofes und der Oberrechnungskammer , ſowie d

ie

Bezirksverwaltungsbeamten (Stadtdirektoren , Oberamtmänner und Amtmänner ) .

§ . 5 .

Die Vertrauensmänner fü
r

Bildung d
e
r

Schöffen- und Geſchworenenliſten ( S
S
. 4
0

und

8
7

d
e
r

Ger . -Verf . ) wählt d
e
r

Bezirksrath ( SS . 2 und 4 d
e
s

Gefeßes vom 5
.

Oktober 1863 ,

Reg.-BI. N
r
. XLIV . über d
ie Organiſation der innern Verwaltung ) .

Die Mitglieder deſſelben ſind , ſoweit ſi
e Angehörige d
e
s

betreffenden Amtsgerichtsbezirks

ſind , ſelbſt wählbar .

Zur Wahl iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich .

§ . 6 .

Die Schwurgerichte bleiben zuſtändig fü
r

d
ie mittels d
e
r

Preſſe verübten Verbrechen und
Vergehen , mit Ausnahme :

1
.

der Fälle des S
.

184 des Strafgeſekbuchs ,

2
.

d
e
r

Beleidigungen , welche nicht unter s . 196 oder § . 197 d
e
s

Strafgeſeßbuchs fallen
oder nur im Wege der Privatklage verfolgt werden , und

3
.

d
e
r

Fälle d
e
r

S
S
. 1
8

und 2
8

d
e
s

Preßgeſeķes vom 7
. Mai 1874 .

§ . 7 .

In dem Geſeße vom 11. Dezember 1869 (Gej.-BI. N
r
. XXXIV . ) über das Verfahren

b
e
i

Miniſteranklagen iſ
t

einzuſchalten :
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1

1. in den SS . 6 , 7 , 11 , 12 , 13 und 14 ſtatt: „ oberſten Gerichtshofs “, „Oberlandes
gerichts “ ;

2. in § . 3 ſtatt : „ de
s

Kreisgerichts " , „ de
s

Landgerichts “ ;

3
. in § . 7 ſtatt : „ di
e

Präſidenten und Direktoren d
e
r

Kreis- und Hofgerichte und d
ie

Direktoren der Kreisgerichte “ , „ di
e

Präſidenten und Direktoren d
e
r

Landgerichte " .

An Stelle des § . 16 jenes Geſebes tritt folgende Beſtimmung :

. 1
6
.

Für das Verfahren v
o
r

dem Staatsgerichtshofe finden , ſoweit d
ie S
S
. 1
7 b
is

2
4

dieſes Geſekes keine beſonderen Beſtimmungen enthalten , di
e

Vorſchriften d
e
r

Gerichtsver
faſſung und Strafprozeßordnung über d

ie Hauptverhandlung entſprechende Anwendung .

In S. 24 wird d
e
r

zweite Abſaß geſtrichen und im 3
. Abjaß das Wort „ können “ erſeßt

durch „ Sollen " .

Titel II .

Richteramt .

§ . 8 .
Sämmtliche Richter , mit Einſchluß d

e
r

Handelsrichter , werden durch den Großherzog
ernannt .

8
. 9 .

Bei den mit mehreren Richtern beſepten Amtsgerichten werden d
ie

Geſchäfte nach örtlich

abgegrenzten Bezirken , oder , ſofern das Intereſſe d
e
r

Rechtspflege ſolches erfordert , nach den

Geſchäftsgebieten , oder auch nach d
e
n

legteren und nach örtlicher Bezirksabtheilung d
e
n

Richtern

durch das Präſidium d
e
s

Landgerichts m
it

Genehmigung d
e
s

Juſtizminiſteriums zugewieſen .

Die Giltigkeit d
e
r

Handlung eines Amtsrichters wird dadurch nicht berührt , daß d
ie

Handlung nach d
e
r

Geſchäftsvertheilung von einem d
e
r

anderen Amtsrichter vorzunehmen
geweſen wäre .

§ . 1
0
.

Mehrere Richter deſſelben Amtsgerichts vertreten ſi
ch wechſelſeitig .

Für diejenigen Amtsgerichte , welche nur mit einem Amtsrichter beſeßt ſind , beſtimmt
das Juſtizminiſterium im Voraus den Richter eines benachbarten Amtsgerichts , welcher fü

r

Fälle d
e
r

Verhinderung , in denen feine andere Vorſorge hiefür getroffen wird ( S. 11 des

Gefeßes ) , d
ie Vertretung zu übernehmen h
a
t
.

§ . 11 .

Zum Richteramt Befähigten kann das Juſtizminiſterium vorübergehend d
ie Befugniſſe

eines Amtsrichters übertragen . Im Falle des Bedürfniſſes können auch Rechtskundige , welche

d
ie

erſte Prüfung fü
r

den Juſtizdienſt beſtanden haben und in demſelben ſe
it

mindeſtens zwei

Jahren beſchäftigt ſind , in dieſer Weiſe verwendet werden .

Rechtskundigen , welchen e
in

ſolcher Auftrag des Juſtizminiſteriums nicht ertheilt iſ
t ,

kann d
e
r

Amtsrichter nur d
ie Vornahme einzelner gerichtlicher Handlungen , aber nicht d
ie

ſelbſtſtändige Erlaſſung entſcheidender Verfügungen übertragen .

14 .
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8. 12 .

Zu Landgerichten dürfen a
ls

Hilfsrichter nur ſtändig angeſtellte Richter berufen werden .

Das Präſidium oder , b
e
i

plößlicher Verhinderung eines Mitglieds , d
e
r

Präſident d
e
s

Landgerichts , iſ
t ermächtigt , zu einzelnen Sißungen oder Geſchäften aushilfsweiſe Amtsrichter

aus dem Landgerichtsbezirke beizuziehen .

Die Einberufung iſ
t nur ſtatthaft , wenn d
ie Vertretung d
e
s

verhinderten Mitglieds durch

e
in Mitglied d
e
s

Landgerichts nicht thunlich iſ
t
.

Titel III .

Staatsanwaltſchaft .

S
.

13 .

Der Oberſtaatsanwalt und d
ie Staatsanwälte werden vom Großherzog ernannt und

ſind nicht richterliche Beamte .

. 1
4
.

Staatsanwälte a
m Oberlandesgerichte können in Verhinderungsfällen nur von einem zum

Richteramte Befähigten vertreten werden .

Die Befugniſſe eines Staatsanwalts beim Landgerichte können durch das Juſtizmini
ſterium vorübergehend einem zu

im

Richteramte Befähigten oder auch einem Rechtskundigen

übertragen werden , welcher d
ie erſte Prüfung für den Juſtizdienſt beſtanden hat und in

demſelben mindeſtens zwei Jahre beſchäftigt war .

Rechtskundige , welchen der vorbezeichnete Auftrag nicht ertheilt iſ
t , können vom Staats

anwalt a
m Landgerichte nur zur Vornahme einzelner Handlungen d
e
s

ſtaatsanwaltlichen

Dienſtes , keinenfalls zur Vertretung d
e
r

Anklage vor dem Schwurgerichte ermächtigt werden .

S
. 1
5
.

Die Beſtimmungen wegen Ernennung der Amtsanwälte oder Uebertragung der Amts
verrichtung derſelben a

n

andere Beamte , ſowie über deren Stellvertretung , werden dem Ver
ordnungswege vorbehalten .

Z
u ſtändig ernannten Amtsanwälten ſollen thunlidſt nur zum Richteramte befähigte oder

ſolche Rechtskundige verwendet werden , welche d
ie erſte Staatsprüfung fü
r

den Juſtizdienſt

beſtanden haben .

Titel IV .

Gerichtsſchreiber , Zuſtellungs- und Vollſtreckungsbeamte .

S
.

1
6
.

Die Dienſt- und Geſchäftsverhältniſſe d
e
r

Geriditsſchreiber , de
r

Zuſtellungs- und Voll
ſtreckungsbeamten iverden , ſoweit nicht geſebliche Vorſchriften beſtehen , durd ) Verordnung geregelt .
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Titel V.

Dienſtaufſicht.

$. 17 .

Die allgemeine Oberaufſicht über d
ie Ausübung d
e
r

Rechtspflege , ſowie d
ie unmittel

bare Dienſtaufſicht über das Oberlandesgericht und d
ie Landgerichte ſteht dem Juſtiz

miniſterium zu .

$ . 1
8
.

Die unmittelbare Dienſtaufſicht über d
ie Amtsgerichte führen d
ie Landgerichte nach Maß

gabe d
e
r

Anordnungen des Juſtizminiſteriums .
§ . 19 .

Die unmittelbare Dienſtaufſicht über d
ie bürgerliche Rechtspflege d
e
r

Bürgermeiſter ſteht
den Amtsgerichten zu .

Bweiter Abſchnitt .
Bürgerliche Rechtspflege .

Titel 1 .

Vorzugs - und Unterpfandsrechte .

. 2
0
.

Aufgehoben ſind d
ie L.-R.-SS. 2098 a . , 2100 , 2101 , 2101 a . , 2102 a . und b . , 2104 , 2105 ,

2107 , ſowie auch 710 c v . und d
e
r

leßte Saß des L.-R.-S. 710fg . von den Worten , nur d
ie

laufende " bis ,,verliehen iſt “ , ferner S
S
. 100 und 112 Abſ . 2 der Gemeindeordnung (nach der

Faſſung des Geſeßes vom 1
4
.

Mai 1870 , Geſ.-BI. N
r
. XXXVI . ) , S. 66 Abſ . 1 d
e
s

Geſeßes vom

2
9
.

März 1852 über d
ie Feuerverſicherung d
e
r

Gebäude (Reg.-BI. N
r
. XIV . ) , Art . 8 de
s

Gefeßes vom 1
6
.

März 1870 über Errichtung einer badiſchen Bank (Gej.-Bl. N
r
. XVII . )

und § . 16 des Zehntablöſungsgeſeßes vom 1
5
.

November 1833 (Reg.-Bl. N
r
. XLIX . ) .

In L.-R.-S. 577cr . werden d
ie Worte : ,, im Sa 2101 “ erſeßt durch : „ in g . 54 ,

Ziffer 1-4 der Konkursordnung “ .

$ . 2
1
.

A
n

d
ie

Stelle d
e
s

L.-R.-S. 2102 tritt folgende Beſtimmung :

2102. Beſondere Vorzugsrechte auf beſtimmte Fahrnißſtücke genießen d
ie

in den 88. 4
0

und

4
1 d
e
r

Konkursordnung aufgeführten Forderungen bezüglich d
e
r

dabei bezeichneten Gegenſtände .

Die Fahrniß d
e
s

Beſtänders , welche zu
r

Einrichtung ſeines Beſtandhauſes oder Pacht
hofes gehörte , kann d

e
r

Eigenthümer , wenn ſi
e

ohne ſeine Bewilligung weggeſchafft wurde ,
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in Beſchlag nehmen laſſen , und behält darauf ſein Vorrecht , wenn er ſie , und zwar d
ie Fahr

n
iß

eines Pachtguts , innerhalb vierzig Tagen , und d
ie Fahrniß eines Miethhauſes innerhalb

vierzehn Tagen a
n

ſi
ch zieht .

§ . 22 .

Der L.-R.-S. 2103 a . lautet fünftig :

2103 a . Die Staatskaſſe h
a
t

fü
r

ihre Forderungen a
n

d
ie Staatsrechner e
in Vorzugs

recht auf alle jene Liegenſchaften des Rechners und ſeiner Ehefrau , welche nach der Ernennung

des Erſteren zum Dienſt angeſchafft wurden , in Anſehung des Frauenguts mit Ausnahme
derjenigen Liegenſchaften , von welchen hinlänglich erwieſen wird , daß d

ie Ehefrau ſolche e
r

erbt oder aus eigenem Gelde angeſchafft habe , in Anſehung d
e
r

Liegenſchaften beider Eheleute

mit d
e
r

Einſchränkung , daß innerhalb zweier Monate nach dem Eintrag d
e
s

Erwerbs in das

Grundbuch jene Belaſtung in dem Pfandbuch gehörig vorgemerkt werde .

Dieſes Vorzugsrecht gilt niemals zum Nachtheil d
e
r

gehörig bewahrten Vorzugsrechte

d
e
r

im Saß 2103 genannten Gläubiger , noch zur Verfürzung derjenigen Gläubiger , welche
von dem vorigen Eigenthümer d

e
r

Liegenſchaft h
e
r

noch geſegmäßig vereigenſchaftete Forderungen

darauf ſtehen haben .

. 2
3
.

Hinter L.-R.-S. 2103 a . wird folgende Beſtimmung eingeſchaltet :

2103 b . Ein keiner Eintragung in das Unterpfandsbuch bedürfendes , allen andern Vor
zugs- und Unterpfandsrechten vorgehendes Vorzugsrecht a

u
f

d
ie Liegenſchaften , a
u
f

welchen

ſi
e

beruhen , haben :

1
.

d
ie Forderungen d
e
r

Staatskaſſe wegen Grund- und Häuſerſteuer nebſt d
e
r

Beförſte
rungsſteuer ,

2
.

d
ie Forderungen d
e
r

Kaſſen der Gemeinden und Kreiſe wegen Umlagen auf Grund
und Häuſerſteuerkapitalien ,

3
.

d
ie Forderungen d
e
r

Staatsanſtalt zur Feuerverſicherung d
e
r

Gebäude wegen Ver
ſicherungsbeiträgen ,

ſoweit dieſe Forderungen im leßten Jahre vor Geltendmachung d
e
s

Vorzugsrechts fällig g
e

worden ſind , oder nach § . 58 der Konkursordnung a
ls fällig gelten .

§ . 2
4
.

Die Ueberſchrift : „ Dritter Abſchnitt . Von den Vorzugsrechten , d
ie a
u
f

liegender und

fahrender Habe zugleich haften “ , wird geſtrichen und L.-R.-S. 2105 a . dahin abgeändert :

2105 a . Nach allen dieſen genießen noch Vorzugsrecht d
ie Forderungen der Staatskaſſe

für Unterſuchungskoſten auf d
ie Liegenſchaften d
e
r

Verurtheilten , wenn ſi
e innerhalb zwei

Monaten v
o
m

Endurtheil a
n ordnungsmäßig im Pfandbuch eingetragen wurden ; das Vor

zugsrecht kann jedoch nur ohne Nachtheil aller jener früheren Unterpfandsrechte , welche ent

weder ohne Eintragung giltig oder durch Eintragung gehörig bewahrt ſind , geübt werden .
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S. 25 .

Hinter L.-R.-S. 2111 wird folgender Saß eingeſchaltet :
2111 a . Die Vorzugsrechte d

e
s

L.-R.-S. 2103 , Ziff . 1 , 2 und 3 ſowie das Abſonderungs
recht des L.-R.-S. 2111 wirken gegen Gläubiger , welchen ſelbſt kein Vorzugs- oder Unter
pfandsrecht a

n

den Liegenſchaften zuſteht , auch uneingetragen .

§ . 2
6
.

Die im Mahnverfahren ergangenen Vollſtreckungsbefehle ( S
S
. 639 , 610 d
e
r

C.-Pr.-O. )

begründen kein richterliches Unterpfandsrecht .
§ . 27 .

Im Falle eines Konkurſes finden d
ie Beſtimmungen d
e
r

S
S
. 5
8
, 5
9

und 6
0

d
e
r

Konkurs
ordnung auch a

u
f

d
ie Forderungen von Gläubigern Anwendung , welche zu abgeſonderter

Befriedigung berechtigt ſind .

. 2
8
.

Gläubiger , welchen a
n Liegenſchaften Vorzugs- oder Unterpfandsrechte zuſtehen , können

aus d
e
n

ihnen verhafteten Gegenſtänden abgeſonderte Befriedigung verlangen , zunächſt wegen

d
e
r

Koſten , ſoweit ſi
ch d
a
s

Vorzugs- oder Unterpfandsrecht a
u
f

dieſelben erſtreckt , dann wegen
der Zinſen , zulegt wegen des Kapitals .

Dabei können a
u
f

Grund d
e
s

fü
r

d
ie Hauptforderung beſtehenden Vorzugs- oder Unter

pfandsrechts außer d
e
n

laufenden Zinſen nur d
ie Zinsrückſtände v
o
n
zwei vorhergehenden Jahren

geltend gemacht werden .

§ . 2
9
.

Die Frau eines Kaufmannes kann fü
r

d
ie ih
r

durch den Ehevertrag zugeſicherten Vor
theile im Falle eines Konkurſes des Ehemannes auf Grund ihres Unterpfandsrechts einen
Abſonderungsanſpruch nicht geltend machen .

$ . 3
0
.

Wenn d
e
r

Ehemann bereits b
e
i

Eingehung der Ehe Kaufmann war , ſo hat , wenn gegen

ihn das Konkursverfahren eröffnet iſ
t , di
e

Frau fü
r

Geld oder Fahrniß , welche ſi
e in di
e

Ehe gebracht zu haben eriveist , fü
r

den Erſatz d
e
s

nicht wieder angelegten Kaufſchillings

ihrer eigenthümlichen Güter , di
e

während d
e
r

Ehe veräußert wurden , und fü
r

ihre Schadlos
haltung wegen ſolcher Schulden , d

ie ſi
e mit ihrem Mann gemacht hat , nur auf diejenigen

Grundſtücke e
in Unterpfandsrecht , die beim Abſchluß d
e
r

Ehe ihrem Mann zugehörten .

8
.

3
1
.

Die Frau , welche den Sohn eines Kaufmannes ehelicht , de
r

zur Zeit d
e
r

Eheſchließung keinen

beſtimmten Stand oder Gewerbe hat , und in der Folge Kaufmann wird , iſt in dieſer Hin
ſicht derjenigen gleich zu achten , deren Mann zur Zeit d

e
s

Abſchluſſes d
e
r

Ehe bereits

wirklich Kaufmann war .
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§. 32.

Die Frau , deren Mann zur Zeit des Abſchluſſes d
e
r

Ehe e
in

beſtimmtes Gewerbe , und

zwar e
in

anderes a
ls

d
e
n

Handelsſtand hatte , iſ
t

von d
e
n

Verfügungen d
e
r

S
S
. 2
3

und 3
0

dieſes Geſekes ausgenommen und genießt alle Unterpfandsrechte , welche das Landrecht d
e
n

Ehefrauen bewilligt ; doch kommt dieſe Ausnahme derjenigen Frau nicht zu gut , deren

Mann ſchon in Jahresfriſt nach Abſchluß d
e
r

Ehe Handel zu treiben anfängt .

§ . 3
3
.

Die Beſtimmungen d
e
r

S
S
. 2
9 b
is

3
2

finden a
u
f

d
ie in Art . 10 de
s

deutſchen Handels
Geſek -Buchs bezeichneten Perſonen keine Anwendung .

Titel II .

Offenbarungseid .

§ . 34 .

Wer einen Inbegriff von Sachen oder Rechten anzuzeigen oder herauszugeben h
a
t
, kann

a
u
f

Verlangen Desjenigen , welcher e
in

rechtliches Intereſſe daran glaubhaft macht , angehalten

werden , einen Offenbarungseid , zu leiſten .

Iſt e
in in geſeßlicher Form errichtetes Vermögensverzeichniß vorhanden , ſo findet das . Be

gehren nur ſtatt , wenn e
in

beſonderer Verdacht einer Veruntreuung oder Verheimlichung vorliegt .

§ . 35 .

Dieſer Eid iſt vor gemachter Angabe dahin zu leiſten :

„ daß d
e
r

Schwörende Alles vollſtändig angeben und Nichts verſchweigen werde " ,

n
a
ch gemachter Angabe aber dahin :

„daß d
e
r

Schwörende Alles vollſtändig angegeben und wiſſentlich Nichts v
e
r

ſchwiegen habe " .

Das Gericht kann eine d
e
r

Lage d
e
r

Sache entſprechende Aenderung d
e
r

vorſtehenden

Eidesnorm beſchließen .

$ . 3
6
.

Von Eltern können Kinder und deren Vormünder dieſen Offenbarungseid nicht verlangen .

Titel III .

Vermögensabſonderung .

S
. 3
7
.

Bei Klagen von Ehefrauen auf Vermögensabſonderung (L.-R.-S. 1443 ) finden d
ie

S
S
. 568 , 577 Abſ . 1 und 582 d
e
r

Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung ; auch iſ
t ,

ſoweit e
s

ſi
ch u
m

Thatſachen handelt , welche d
ie Vermögensabſonderung begründen ſollen , d
ie

Eideszuſchiebung unzuläſſig .
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g. 38.

Das Geſuch d
e
r

Klage nebſt d
e
r

Beſtimmung d
e
s

Termins zur mündlichen Verhandlung

(C.-Pr.-O. S
S
. 230 und 233 ) iſ
t

zur Kenntnißnahme d
e
r

Gläubiger mittels Anheftung a
n

d
ie Gerichtstafel und mittels einmaliger Einrückung in dasjenige Blatt , welches für den Siß

d
e
s

Prozeßgerichts zur Veröffentlichung d
e
r

amtlichen Bekanntmachungen beſtimmt iſ
t , durch

den Gerichtsſchreiber von amtswegen öffentlich bekannt zu machen . Das Prozeßgericht kann
anordnen , daß d

ie Einrückung auch noch in andere Blätter und zu mehreren Malen e
r

folgen ſolle .

Zwiſchen dem Tage d
e
r

legten Einrückung und d
e
m

Termine zur mündlichen Verhand
lung muß e

in Zwiſchenraum von mindeſtens einem Monat liegen .

§ . 39 .

In gleicher Weiſe iſt jedes a
u
f

Abſonderung erkennende Urtheil öffentlich bekannt zu

machen , unbeſchadet d
e
r

weiteren Vorſchriften der Handelsgeſeße .

Der Vollzug eines ſolchen Urtheils iſ
t

erſt zuläſſig , wenn ſeit d
e
r

leßten Einrückung e
in

Monat verſtrichen iſ
t
. Die Friſt d
e
s

L.-R.-S. 1444 beginnt erſt nach Ablauf dieſes Monats .

8
. 40 .

Iſ
t

gegen d
e
n

Ehemann das Konkursverfahren eröffnet , ſo kann das Amtsgericht , be
i

welchem daſſelbe anhängig iſ
t , au
f

Antrag d
e
r

Ehefrau und nach Anhörung d
e
s

Ehemanns

ohne weitere Förmlichkeiten d
ie Vermögensabſonderung ausſprechen . Das ergehende Urtheil

iſ
t jedoch auch in dieſem Falle nach Maßgabe d
e
r

Vorſchriften d
e
r

S
S
. 3
8

und 3
9

zu veröffentlichen .

Titel IV .

Zwangsvollſtredung in Liegenſchaften .

§ . 41 .

Das erſte Kapitel d
e
s

neunzehuten Titels d
e
s

badiſchen Landrechts „ vo
n

dem Gerichts
zugriff " wird unter Aufhebung d

e
r

L.-R.-SS. 2213—2217 dahin abgeändert and feſtgeſtellt :
2204. Der Gläubiger darf den Gerichtszugriff :

1
. a
u
f

d
ie liegenden Güter ſeines Schuldners u
n
d

ihre liegenſchaftliche .Zigehöre ,

2
. auf d
ie

dem Schuldner zuſtehende Nußnießung
begehren .

2204a . Von d
e
r

Zeit a
n
, w
o

e
in ordnungsmäßig erfolgter Zugriffsbefehl d
e
s

Richters

dem Schuldner verkündet iſ
t , kann dieſer v
o
r

geſchehener Befriedigung d
e
s

Gläubigers keine
Veräußerung d

e
r

Sache , worauf gegriffen wurde , mehr vornehmen , keine außergewöhnlichen
Benußungsarten , z . B

.

durch Holzſchläge , ausführen , keine Pacht- und Miethzinſe davon
einziehen , und d

ie zu erhebenden Früchte nur a
ls

Aufbewahrer a
n

ſi
ch nehmen .

Gefeßen- und Beror dnungs -Blatt 1879 . 15



100 X.

2205. Der Antheil , den e
in Miterbe a
n

d
e
r

Liegenſchaft einer Erbſchaft in ungetheilter

Gemeinſchaft beſißt , kann von ſeinen eigenen Gläubigern nicht verkauft werden , e
h
e

d
ie Thei

lung oder Erbverſteigerung vorgenommen worden iſ
t ; ſie mögen aber dieſe begehren , wenn

ſi
e

e
s fü
r

dienlich erachten , und dabei in Gemäßheit d
e
s

882ſten Saßes unter dem Titel
von den Erbſchaften mit auftreten .

2205a . Wegen Laſten , di
e

erſt nach Trennung d
e
s

Nußeigenthums oder d
e
r

Nußnießung

von dem Ober- oder Grundeigenthum , durch den Grundeigenthümer auf das Gut fommen ,

kann a
u
f

leşteres e
in Zugriff eher nicht geſchehen , al
s

b
is jene Nußrechte wieder damit ver

einigt ſind . Ausgenommen ſind jene Laſten , wovon d
e
r

Nußberechtigte ſelbſt d
e
r

Gläubiger

iſ
t ; ausgenommen iſ
t

auch d
e
r

Fall , w
o

das Grundeigenthum eine Zugehörde einer andern

Liegenſchaft iſ
t , auf welche d
e
r

Zugriff ſtattfindet .

2206. Die Liegenſchaften eines Minderjährigen , ſelbſt wenn e
r gewaltsentlaſſen iſ
t ,

auch jene eines Mundloſen können zur Verſteigerung nicht ausgeſegt werden , ſo lange noch

a
n d
e
r

Fahrniß ſi
ch zu erholen iſ
t .

2207. Dieſe Vorausklage der Fahrniß iſt unnöthig b
e
i

Liegenſchaften , di
e

e
in Voll

jähriger und e
in Minderjähriger oder Mundloſer mit einander in ungetheilter Gemeinſchaft

beſißen , ſobald d
ie Schuld auf beiden ruhet , ingleichen d
a
, w
o

das Verfahren wider einen
Volljährigen oder v

o
r

d
e
r

Mundloſigkeitserklärung ſchon angefangen hatte .

2208. Der Gerichtszugriff a
u
f

Liegenſchaften einer ehelichen Gütergemeinſchaft iſ
t

gegen

den ſchuldenden Mann allein zu richten , obgleich d
ie Frau Schuldnerin iſ
t
.

2209. Der Gläubiger kann auf den Verkauf d
e
r
Liegenſchaften , woran e
r

kein Unter
pfandsrecht hat , nur alsdann antragen , wenn ſein Unterpfand nicht hinreicht .

2210. In mehreren Gerichtsbezirken gelegene unbewegliche Güter können nur dann
zugleich zu

r

Verſteigerung gebracht werden , wenn ſi
e

zuſammen bewirthſchaftet werden , oder

wenn nachgewieſen wird , daß d
ie gleichzeitige Verſteigerung entweder wegen d
e
s

Werths d
e
r

Giiter a
n

ſi
ch oder wegen darauf haftender vorgehender Vorzugs- und Unterpfandsrechte zu
r

Befriedigung des betreibenden Gläubigers nothwendig iſ
t
.

2211. Wenn verpfändete und unverpfändete Güter , oder ſolche , di
e

in verſchiedenen
Bezirken gelegen ſind , zu einer und derſelben Bewirthſchaftung gehören , ſo werden ſi

e a
u
f

Begehren des Schuldners alle zu gleicher Zeit auf Verſteigerung gebracht , und man berechnet ,

ſo weit nöthis

; den.Preis d
e
r

einzelnen Theile nach Verhältniß d
e
s

ganzen Zuſchlagspreiſes .

2212. Bereift . de
r

Schuldner durch glaubwürdige Pachtbriefe , daß d
e
r

reine und freie

Ertrag ſeiner : D
j
-genſchaften in einem Jahr zur Zahlung d
e
r

Schuld a
n Rapital , Zinſen und

Koſten hinreiờht , und erbietet ſi
ch dabei , a
u
f

dieſe Einkünfte dem Gläubiger Anweiſung zu
geben , ſo kann das Verfahren v

o
r

d
e
m

Richter eingeſtellt werden , geht aber von neuem fort ,

ſobald wider d
ie Zahlung Einſpruch geſchieht oder ſonſt e
in Hinderniß dawider fi
ch erhebt .

§ . 42 .

Als Vollſtreckungsbeamte fü
r

Zwangsverſteigerungen oder Zwangsverpachtungen von
Liegenſchaften ſind d
ie Notare und deren Stellvertreter beſtellt .

Das Juſtizminiſterium iſ
t ermächtigt , auch andere Vollſtreckungsbeamte zu ernennen .
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§. 43.

Der Gläubiger kann vorbehaltlich d
e
r

Beſtimmung d
e
s

L.-K.-S. 2209 ſeinen Antrag
allgemein ſtellen oder a

u
f

beſtimmte einzelne Liegenſchaften d
e
s

Schuldners beſchränken .

§ . 4
4
.

Die Zwangsvollſtredung in Liegenſchaften darf nicht weiter ausgedehnt werden , a
ls

zur
Befriedigung d

e
s

Gläubigers und zur Dedung d
e
r

Koſten d
e
r

Zwangsvollſtreckung e
r

forderlich iſ
t
.

S
. 45. ( S
. 924 der bad . b . Pr.-O. )

Die Verfügung d
e
r

Zwangsverſteigerung unbeweglicher Güter wird a
n

den Vollſtreckungs

beamten erlaſſen und d
e
n

Ortsvorgeſeßten , bezw . d
e
n

Grund- und Pfandbuchführern d
e
r

Orte , in deren Gemarkung d
ie Güter liegen , ſowie dem Gläubiger und Schuldner b
e

kannt gegeben .

§ . 46. ( S. 925 der bad . b . Pr.-O. )

Der Ortsvorgeſepte , bezw . d
e
r

Grund- und Pfandbuchführer h
a
t

innerhalb d
e
r

nächſten

vierundzwanzig Stunden nach dem Empfange d
e
r

Verſteigerungsverfügung dieſelbe durch

einen Eintrag in das Pfandbuch fü
r

Gläubiger , di
e

ſi
ch ſpäter zu einer Eintragung melden , offen =

kundig zu machen ( S. 8
0
) . Dieſe Eintragung hat d
ie Wirkung , daß d
ie Gläubiger , welche

erſt ſpäter noch Vorzugs- oder Unterpfandsrechte auf d
ie zu verſteigernden Güter eintragen

laſſen , be
i

d
e
r

Volſtreckung nicht berüdſichtigt werden dürfen , daß hinſichtlich ihrer nament

lich d
ie im § . E0 vorgeſchriebene Befreiung ſelbſt alsdann eintritt , wenn auch d
ie im § . 54

erwähnte Ankündigung nicht geſchah .

§ . 47 .

Die Wirkungen d
e
s

Eintrags d
e
r

Verſteigerungsverfügung in das Unterpfandsbuch find

erloſchen , wenn d
e
r

Gläubiger Stundung bewilligt hat , und von dem Tage d
e
r

legten

Vollſtreckungshandlung a
n

e
in Jahr abgelaufen iſ
t .

§ . 4
8
.

Außer den in Artikel 5 d
e
s

Geſeßes vom 5
. Juni 1860 (Reg.-BI. N
r
. XXX . ) über

d
ie Bereinigung d
e
r

Unterpfandsbücher bezeichneten Fällen verfügt das Vollſtreckungsgericht

d
e
n

Strich d
e
s

Eintrags d
e
r

Verſteigerungsverfügung a
u
f

Antrag d
e
s

Glëubigers oder d
e
s

Schuldners , wenn d
ie Zwangsvollſtreckung wegen vollſtändiger Befriedigung d
e
s

Gläubigers

eingeſtellt iſ
t , oder d
ie Wirkungen d
e
s

Eintrags nach Maßgabe von S
. 4
7

erloſchen ſind .

Ueber den Antrag d
e
s

Schuldners iſ
t

d
e
r

Gläubiger zu hören .

§ . 4
9
.

( S. 926 d
e
r

bad . b . Pr.-D. )

Junerhalb weiterer vierzehn Tage überſendet d
e
r

Ortsvorgeſepte , bezw . d
e
r

Grund- und

Pfandbuchführer , dem Vollſtređungsbeamten einen Auszug a
u
s

dem Grund- und Pfandbuche ,

welcher enthält :

15 .
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1. den Flächeninhalt jedes zu verſteigernden Stücks mit dem Grundſteueranſchlag d
e
s

ſelben und den dieſem Stücke zuſtehenden Dienſtbarkeits- oder anderen Rechten ;

2
.

d
ie darauf liegenden Grundlaſten und Dienſtbarkeiten ;

3
.

d
ie a
u
f

den Grundſtücken haftenden Vorzugs- und Unterpfandsrechte , nach dem

Wortlaute .

Dieſem Auszuge iſ
t

ferner beizufügen :

4
.

d
ie Anzeige d
e
r

ohne Eintragung wirkſamen Vorzugs- und Unterpfandsrechte , ſoweit

ſi
e

dem Ortsvorgeſeßten , beziehungsweiſe Grund- und Pfandbuchführer , bekannt ſind , und

5
.

d
ie Erklärung , daß der Gewährung des Eigenthums und dem Eintritt des Steigerers

in den Beſiß kein Hinderniß im Wege ſtehe , oder d
ie Bemerkung d
e
s

Hinderniſſes .

§ . 5
0
.

( S. 927 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Der Auszug wird dem Gläubiger , wenn er es begehrt , mitgetheilt , außerdem nur , wenn

ſi
ch e
in

erſt noch zu hebendes Hinderniß d
e
r

Verſteigerung ergibt .

§ . 51. ( S. 928 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Iſt kein ſolches Hinderniß eingetreten oder dieſes gehoben , ſo wird d
e
r

Tag zur Vor
nahme einer erſten Verſteigerung vom Volſtredungsbeamten ſo beſtimmt , daß d

ie

Zwiſchenzeit

vom Tage d
e
r

Beſtimmung a
n b
is

zu
m Verſteigerungstag nicht unter einem und nicht über

zwei Monate beträgt .

g . 5
2
.

( S
.

929 der bad . b . Pr.-O. )

Der Richter kann auf Antrag d
e
s

Schuldners den Tag d
e
r

erſten Verſteigerung weiter

und b
is

auf ſechs Monate , und den d
e
r

zweiten Verſteigerung b
is

auf drei Monate hinaus

zuſeßen verordnen , wenn e
r dafür hält , daß wegen des hohen Werthes oder der beſonderen

Beſchaffenheit d
e
r

zu verſteigernden Güter keine oder wenige Bieter ſi
ch in d
e
r

Nähe b
e

finden mögen .

§ . 5
3
.

( 8
. 930 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Der Verſteigerungstag wird in einer Ankündigung bekannt gemacht , welche enthält :

1
. Namen , Gewerb und Wohnort d
e
s

Schuldners ;

2
.

d
ie Angabe d
e
r

einzelnen zu verſteigernden Gegenſtände ;

3
. Tag und Stunde d
e
r

Verſteigerung , m
it

dem Beiſaße , daß d
e
r

endgiltige Zuſchlag

erfolge , wenn d
e
r

Schäßungspreis erreicht werde .

$ . 54. ( S. 931 der bad . b . Pr.-O. )

Dieſe Ankündigung wird d
e
m

Schuldner und jedem im Pfandbuchsauszuge ( § . 49

Ziff . 3 und 4 ) bemerkten eingetragenen oder mit uneingetragenen wirkſamen Vorzugs- und
Unterpfandsrechten verſehenen Gläubiger bekannt gemacht .

Hinſichtlich der unter des Schuldners Vormundſchaft ſtehenden Minderjährigen oder

Mundloſen geſchieht dieſe Bekanntmachung a
n

den Gegenvormund .
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§ . 5
5
.
( S
. 932 der bad . b . Pr.-D. )

Von dem Tage a
n
, w
o

d
ie Ankündigung dem Schuldner bekannt gemacht iſ
t , treten d
ie

Beſtimmungen des Landrechtszuſaßes 2204 a . gegen ihn in Kraft .

Stehen d
e
r

gleichbaldigen Vornahme d
e
r

Verſteigerung Hinderniſſe im Wege , ſo erläßt

d
e
r

Richter a
u
f

Antrag d
e
s

Gläubigers eine den Beſtimmungen d
e
s

angeführten Landrechts

zuſaßes entſprechende Verfügung a
n den Schuldner .

§ . 56. ( S. 933 der bad . b . Pr.-O. )

Dem Schuldner ſteht ſelbſt noch nach d
e
m

Tage , da ihm d
ie in § . 5
3

bezeichnete

Bekanntmachung geſchehen , b
is

zur Abhaltung d
e
r

öffentlichen Verſteigerung , und b
e
i

erfolglos

gebliebener erſter Verſteigerung b
is

zu
r

endlichen Verſteigerung , d
e
r

Selbſtverkauf , ohne daß
jedoch mit dem Verſteigerungsverfahren eingehalten werden darf , unter folgenden Voraus
ſeßungen frei :

1
.

daß d
e
r

bedungene Kaufſchilling zur vollſtändigen Befriedigung d
e
r

eingetragenen

Gläubiger und zu
r

Bezahlung d
e
r

erwachſenen Koſten hinreicht , oder d
e
r

hierzu etwa

fehlende Betrag als Zuſchuß baar hinterlegt werde ;

2
.

daß ohne Einwilligung d
e
r

Gläubiger feine anderen Verkaufsbedingungen verabredet

werden , a
ls

ſolche , welche b
e
i

d
e
r

öffentlichen Verſteigerung nach d
e
n

in dieſem Titel
enthaltenen Vorſchriften zuläſſig ſind ;

3
. daß d
e
r

Käufer , in ſofern gegen ſeine Zahlungsfähigkeit Anſtände erhoben werden ,

einen tauglichen Bürgen ſtelle .

Ein ſolcher während d
e
s

Vollſtreckungsverfahrens abgeſchloſſener Privatverkauf muß dem

Vollſtreckungsbeamten zur Beſtätigung vorgelegt werden , welche , in ſo fern e
s a
n

keiner d
e
r

obigen Vorausſeßungen fehlt , nicht verweigert werden darf .

S
.

57. ( S. 934 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

• Sogleich nach erlaſſener Ankündigung läßt d
e
r

Vollſtreckungsbeamte d
ie Schäßung d
e
r

zu verſteigernden Güter durch d
ie verpflichteten Schäßer vornehmen . Die Schäßer haben den

Schuldner mit ſeinen Bemerkungen über den Werth und über d
ie

zum Zwecke d
e
r

Verſteige

rung von ihnen etwa zu treffende Abtheilung zu hören und ihm ſodann ihre Schäßung und
Abtheilungsbeſtimmung ſogleich bekannt zu machen .

§ . 58. ( S. 935 der bad . b . Pr.-O. )

Späteſtens vierzehn Tage v
o
r

dem erſten Verſteigerungstage iſ
t

d
ie Schäßung b
e
i

dem

Gemeinderathe zu
r

Einſicht jedes Betheiligten zu hinterlegen .

S
.

59. ( S. 936 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Hält der Schuldner d
ie Schäßung fü
r

zu nieder , oder d
ie Abtheilung zur Erreichung

eines höheren Erlöſes nicht fü
r

angemeſſen , ſo verwilligt der Richter eine neue Schäßung

durch andere v
o
n

ihm ernannte und verpflichtete Schäßer , welche , ohne Zulaſſung weiterer
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Beſchwerde und ohne d
ie angeordnete Verſteigerung aufzuhalten , nach ihrem Befund d
e
n

Schäßungspreis erhöhen , und d
ie getroffene Abtheilung abändern oder ganz aufheben können .

§ . 60. ( S. 937 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

In den legten acht Tagen v
o
r

d
e
r

Verſteigerung findet das Begehren d
e
r

Anordnung

einer neuen Schäßung nicht mehr ſtatt , eben ſo wenig d
a
s

Begehren , di
e

Verſteigerung a
u
f

Zielzahlungen vorzunehmen , noch auch das ſonſt b
is

dahin zuläſſige Begehren d
e
s

betreibenden

oder eines anderen Gläubigers , daß d
ie Verſteigerung ohne Abtheilung oder in andern Abthei

lungen angeordnet werde .

§ . 61. ( S. 938 der bad . b . Pr.-O. )

Die Verkündung der Verſteigerung geſchieht dreimal in der Gemeinde , w
o

d
ie Verſteige

rung vorgenommen wird , in de
r

a
n

dem Orte hergebrachten oder durch beſondere Verord
nungen beſtimmten Art .

g . 62. ( S. 939 der bad . b . Pr.-O. )

Der Vollſtreckungsbeamte fängt den Verſteigerungsakt mit Vorleſung d
e
r

Verſteigerungs

verfügung und d
e
r

Verſteigerungsbedingungen a
n

und verkündigt , daß d
e
r

endliche Zuſchlag

erfolge , wenn d
e
r

Schäßungspreis oder darüber geboten werde . E
r

legt d
ie Schäßung zu

Jedermanns Einſicht vor .

§ . 6
3
.
( S
. 940 der bad . b . Pr.-O. )

Der Schuldner kann weder ſelbſt , noch durch Andere bieten .

§ . 6
4
.
( S
. 941 d
e
r

bad . b . Fr.-O. )
Von unbekannten oder ſolchen Perſonen , deren Zahlungsunfähigkeit offenkundig iſ

t , läßt

d
e
r

Vollſtredungsbeamte keine Gebote zu , wenn ſi
e

nicht einen tauglichen Bürgen ſogleich ſtellen .

Der Bieter , von dem das vorige Gebot geſchehen , ſo wie jeder Betheiligte kann einen
ſolchen Bürgen fordern . Entſteht hierüber Streit , ſo entſcheidet d

e
r

Vollſtreckungsbeamte

ſogleich , ohne daß e
in

Rechtsmittel dagegen ſtattfindet .

g . 6
5
.
( S
. 942 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Jeder Bieter bleibt a
n

ſein Gebot gebunden , ſo lange kein Mehrgebot erfolgt .

Wo e
in Mehrgebot erfolgt , wird der vorige Bieter frei , wenn nicht das Mehrgebot

unmittelbar zurückgewieſen wird .

§ . 66. ( S. 943 der bad . b . Pr.-O. )

Wenn kein weiteres Gebot mehr erfolgt , ſo wird das leßte Gebot dreimal ausgerufen ,

und d
e
r

endliche Zuſchlag ertheilt , oder , in ſofern das Gebot unter dem Schäßungspreiſe
geblieben iſ
t , di
e

Verſteigerungstagfahrt ohne Zuſchlag geſchloſſen . Im leßten Falle bleibt
kein Bieter a
n

ſein Gebot gebunden .
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g . 67. (S. 944 der bad . b . Pr.-D.)

Nach erfolgtem Zuſchlag hat d
e
r

Steigerer , dem derſelbe ertheilt wurde , das Protokoll

zu unterſchreiben , und wenn e
r

nicht ſchreiben kann , ſo iſt dies im Protokoll zu bemerken .

In jedem Falle wird a
m Schluſſe d
e
r

ganzen Handlung das Protokoll von dem Voll
ſtreďungsbeamten und dem durch Regierungsverordnung zu beſtimmenden Protokollführer b

e

urkundet .

S
.

68. ( S. 945 der bad . 6. Pr.-O. )

Wird eine zweite Verſteigerung nothwendig , ſo wird d
e
r

Tag hiezu beim Schluſſe d
e
r

erſten beſtimmt , uns den Anweſenden bekannt gemacht . Die Zwiſchenzeit von d
a b
is

zu dem

zu beſtimmenden zweiten Verſteigerungstag muß wenigſtens d
ie Hälfte d
e
r

frühern , den Regeln

d
e
s

. 5
1 gemäß beſtimmt geweſenen Zwiſchenzeit und darf in keinem Falle mehr als d
ie

ganze Dauer derſelben betragen .

Der Schuldner ſowie d
ie im Pfandbuchsauszuge genannten Gläubiger ( S. 54 ) müſſen ,

wenn ſi
e

der erſten Verſteigerung nicht beigewohnt haben , auch von dem Tage der zweiten
Verſteigerung und eben ſo von jeder Verlegung d

e
s

Steigerungstages , mag dieſer d
e
r

erſte

oder der zweite ſein , benachrichtigt werden .

g . 69. ( S
. 916 der bad . b . Pr.-O. )

Die Ankündigung enthält d
ie ausdrückliche Beſtimmung , daß d
e
r

endliche Zuſchlag u
m

d
a
s

ſi
ch ergebende höchſte Gebot erfolge , auch wenn ſolches unter d
e
m

Schäßungspreiſe bleiben
würde .

g . 7
0
.
( S. 947 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Bei der zweiten oder endlichen Verſteigerung wird das S
. 6
2 b
is

6
7 vorgeſchriebene

Verfahren , inſoweit es hier anwendbar iſ
t , beobachtet . Der Zuſchlag erfolgt , wenn auch nur

e
in einziges Gebot von einem dritten Bieter oder dem Gläubiger geſchehen iſ
t
.

§ . 71 ,

Nach erfolgtem endlichen Zuſchlag überſendet d
e
r

Vollſtreckungsbeamte dem zuſtändigen

Gemeinderath beziehungsweiſe Grundbuchführer Auszug aus dem Verſteigerungsprotokoll

zu
r

Eintragung des Eigenthumserwerbs d
e
r

Steigerer in das Grundbuch und benachrichtigt

d
ie Unterpfandsgläubiger von dem Zuſchlag .

Vom Erfolge d
e
r

Verſteigerung hat d
e
r

Vollſtreckungsbeamte dem Gerichte , welches d
ie

Vollſtreckung angeordnet , d
ie Anzeige zu machen .

§ . 72 .

Aus den Protokollen über Verſteigerung von Liegenſchaften , ſowie aus den Anweiſungen

d
e
r

Erlöſe findet Zwangsvollſtreckung ſtatt .
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§. 73.

Ein Dritter , welchem an einer zu verſteigernden Liegenſchaft e
in Vorzugs- oder Unter

pfandsrecht zuſteht , iſ
t , ſo lange und ſo weit nicht ſchon a
u
f

Anweiſung d
e
r

zuſtändigen Behörde

Zahlung d
e
s

Steigerungspreiſes geleiſtet worden iſ
t , berechtigt , ſeinen Anſpruch auf vorzugs

weiſe Befriedigung aus d
e
m

Erlöje geltend zu machen , ohne Rückſicht darauf , ob ſeine Forde
rung fällig iſ

t

oder nicht . Iſ
t
zu dieſem Zwecke eine Klage erforderlich , ſo finden a
u
f

dieſelbe

d
ie Vorſchriften d
e
s
§ . 710 d
e
r

Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung .

§ . 7
4
.

Auch ſonſtige dritte Gläubiger können b
is

zur Ertheilung d
e
s

endgiltigen Zuſchlags

b
e
i

der Verſteigerung einen Anſpruch auf Befriedigung aus dem Erlöſe d
e
r

zu verſteigernden

Liegenſchaften mit dem betreibenden Gläubiger erheben , wenn zur Deckung ihrer Forderungen

keine anderen freien und angreifbaren Vermögenstheile d
e
s

Schuldners vorhanden ſind .

Dabei findet § . 710 d
e
r

Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung .

$ . 7
5
.

3ft zur Zeit d
e
r

Eröffnung eines Konkursverfahrens eine Zwangsvollſtreckung in

Liegenſchaften des Gemeinſchuldners inſoweit beendigt , daß eine Verſteigerung mit endgiltiger
Zuſchlagsertheilung , beziehungsweiſe eine Einweiſung in den Genuß ſchon erfolgt iſ

t , ſo wird

d
e
r

Erlös zunächſt zur Befriedigung d
e
s

betreibenden Gläubigers verwendet und nur e
in

etwaiger freier Ueberſchuß dem Sonkursverwalter zugewieſen .

Iſt dagegen e
in endgiltiger Zuſchlag der zu verſteigernden Liegenſchaften beziehungsweiſe

eine Einweiſung in den Genuß noch nicht erfolgt , ſo wird eine anhängige Zwangsvollſtreckung

in Liegenſchaften nur inſoweit fortgeſeßt , al
s

dem betreibenden Gläubiger e
in Vorzugs- oder

Unterpfandsrecht a
n

den Liegenſchaften zuſteht . Andernfalls wird das Volſtreckungsverfahren
eingeſtellt , vorbehaltlich d

e
r

Befugniß d
e
s

Konkursverwalters , deſſen Fortſeßung zu Gunſten
der Konkursmaſſe zu begehren .

§ . 76. ( S. 949 der bad . b . Pr.-O. )

Ade Klagen oder Beſchwerden wegen behaupteter Fehler b
e
i

dem Verſteigerungsverfahren

oder dem Zuſchlag erlöſchen in vier Wochen nach dem endlichen Zuſchlag .

8
. 77. ( S. 950 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Da w
o

eine zweite Verſteigerung vorgenommen worden , findet keine Klage oder Beſchwerde

mehr wegen b
e
i

d
e
r

erſten Verſteigerung nicht beobachteter Förmlichkeiten ſtatt .

§ . 7
8
.

O
b

a
u
f

Klage eines Betheiligten eine unter Verleßung d
e
r

geſeblichen Vorſchriften voll
zogene Zwangsverſteigerung von Liegenſchaften a
ls nichtig aufzuheben ſe
i
, iſ
t

nach L.-R.-S.

6 k zu beurtheilen . Eine Anfechtung derſelben findet aber nicht mehr ſtatt , wenn Demjenigen ,
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welcher d
ie Verlegung einer geſeßlichen Vorſchrift behauptet , möglich geweſen wäre , im Wege

d
e
r

Beſchwerde Abhilfe zu begehren . Die Anfechtung einer einzelnen Vollſtreckungshandlung

durch den Schuldner erliſcht mit Ablauf von vier Wochen nach Vornahme derſelben .

§ . 79. ( S. 951 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Die Benachrichtigung d
e
r

Unterpfandsgläubiger von d
e
r

Verſteigerung ( S. 54 ) ha
t

zu
r

Folge , daß hinſichtlich derſelben nach auf Anweiſung d
e
r

zuſtändigen Behörde geſchehener

Zahlung des Steigerungspreiſes d
ie Befreiung d
e
s

verſteigerten Guts von d
e
r

Unterpfands

laſt eintritt .

§ . 8
0
.
( S
.

952 der bad . b . Pr.-O. )

Die gleiche Befreiung tritt hinſichtlich derjenigen Gläubiger , di
e

erſt nach dem im § . 46

vorgeſchriebenen Eintrag d
e
r

Verſteigerungsverfügung eingetragen wurden , ſowie hinſichtlich jener ,

deren Vorzugs- und Unterpfandsrechte gar nicht eingetragen , aber ſonſt uneingetragen wirkſam
find , ſelbſt alsdann e

in
, wenn ſi
e

auch vom Verſteigerungstage nicht benachrichtigt wurden

( S
. 5
4
) . Iſt dagegen dieſe Benachrichtigung einem andern ſchon vor der Verſteigerungsverfügung

( S
. 4
6
) wirklich eingetragenen Gläubiger nicht geſchehen , ſo bleibt ihm das Recht des Nach

bietens nach Maßgabe der Beſtimmungen d
e
r

L.-R.-SS. 2185 b
is

2189 .

8
.

81. ( 8
.

953 der bad . b . Pr.-O. )
Dieſes Recht iſ

t

nach Ablauf eines Jahres vom Tage d
e
s

endlichen Zuſchlags erloſchen .

§ . 82. ( S
. 954 der bad . b . Pr.-O. )

Hat im Falle d
e
s

§ . 80 de
r

frühere Steigerer das erſteigerte Gut wieder abzutreten ,

oder iſ
t

e
r

dazu in Folge darauf erhobener Eigenthumsanſprüche fü
r

ſchuldig erklärt , ſo muß

ihm zuvor das , was e
r a
m Steigerungspreiſe nach Anweiſung d
e
r

zuſtändigen Behörde b
e

zahlt h
a
t
, nebſt den nothwendigen und nüßlichen Verwendungen und den Kaufkoſten von

Demjenigen erſtattet werden , welchem das Gut abzutreten iſ
t
.

§ . 83. ( S
. 956 der bad . b . Pr.-O. )

Die Art d
e
r

Vornahme d
e
r

Schäßung , der Verkündung , das Verfahren b
e
i

d
e
r

Ver
ſteigerung und b

e
i

d
e
r

Anweiſung d
e
r

Erlöſe überhaupt wird durch beſondere Verordnungen

und Inſtruktionen beſtimmt .

§ . 84 .

!Steht einem Gläubiger e
in Vorzugs- oder Unterpfandsrecht auf mehrere Liegenſchaften

zu , von welchen einzelne mit nachgehenden Rechten dieſer Art belaſtet ſind , ſo wird d
e
r

vor
hergehende Gläubiger zunächſt aus dem Erlöſe d

e
r

ſonſt freien Liegenſchaften befriedigt , ſoweit

dieſer reicht . Sind mehrere nachgehende Gläubiger mit beſonderen Rechten a
n

einzelnen

Liegenſchaften vorhanden , ſo wird d
e
r

nach Befriedigung d
e
s

vorhergehenden Gläubigers übrig

bleibende Erlös ſämmtlicher Liegenſchaften unter d
ie nachgehenden Gläubiger nach dem Ver

Geſeßeß- und Verordnungs -Blatt 1879 . 16
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hältniſſe d
e
r

Erlöſe d
e
r

ihnen verhafteten Liegenſchaften vertheilt . Fiele hiernach einem
Gläubiger mehr zu , a

ls

deſſen durch den Erlös aus d
e
n

ih
m

verhafteten Liegenſchaften g
e

deckte Forderung beträgt , ſo wird dieſer Ueberſchuß den übrigen Gläubigern ebenfalls nach

dem Verhältniſſe d
e
r

Erlöſe aus den ihnen verhafteten Liegenſchaften zugewieſen , ſoweit ſi
e

deſſen b
is

zur Tilgung ihres durch dieſen Erlös gedeckten Forderungsbetrages bedürfen .

g . 85. ( S
.

957 der bad . b . Pr.-O. )

Fede Vereinbarung aller Betheiligten über andere Formen d
e
r

Verſteigerung ſowie d
ie

Darſtellung eines Käufers des zu verſteigernden Gutes von Seiten des Schuldners iſ
t zu

läſſig , inſofern hiedurch d
ie Befriedigung d
e
s

Gläubigers und d
ie Aufhebung d
e
s

Zwangs

verfahrens bewirkt werden kann .

Wegen Einleitung ſolcher Vereinbarungen oder eines Privatverkaufs darf jedoch das

Verfahren nur mit Bewilligung d
e
r

Betheiligten ausgeſeßt werden .

S
.

86. ( S
.

958 der bad . b . Pr.-O. )

Jeder Betheiligte kann , wenn e
in Steigerer d
ie

nach den Steigerungsbedingungen fällige

Zahlung noch nicht geleiſtet hat , di
e

Wiederverſteigerung auf Gefahr und Koſten des erſten
Steigerers b

e
i

dem Richter in Antrag bringen . Wenn der Steigerer außer den Koſten
wenigſtens e

in Fünftheil d
e
s

Steigerungspreiſes entrichtet hat , feßt ihm d
e
r

Richter eine

Friſt von 3
0 Tagen zur Zahlung d
e
r

ſchuldigen Summe unter Bedrohung d
e
r

Wiederver
ſteigerung auf ſeine Gefahr und Koſten .

Iſ
t

weniger oder nichts bezahlt , ſo wird d
ie Verſteigerungsverfügung ſogleich erlaſſen .

§ . 8
7
.

( S
. 959 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )
Der Richter kann b

e
i

Erlaſſung des Befehls zur Wiederverſteigerung eine Abkürzung

d
e
r

ſonſt vorgeſchriebenen Zwiſchenzeiten ( S
. 5
1
) verordnen . Die Abkürzung kann d
ie Hälfte

der ſonſt erforderlichen Zeit betragen .

§ . 88. ( S
.

960 der bad . b . Pr.-O. )

Unmittelbar nach Empfang d
e
s

Verſteigerungsbefehls wird von dem Vollſtreckungsbe
amten zur Fertigung der Ankündigungen geſchritten . Die frühere Schäßung wird zum Grunde
gelegt , wenn nicht erhebliche Veränderungen a

n

dem zu verſteigernden Gute vorgegangen ſind .

Die Ankündigungen , di
e

Verſteigerung ſelbſt und d
e
r

endliche Zuſchlag werden nach d
e
n

allge
meinen Vorſchriften über Zwangsverſteigerungen vorgenommen .

S
.

89. ( S
.

961 der bad . b . Pr.-O. )

Der erſte Steigerer bleibt für d
e
n

Mindererlös verhaftet , ſowie für d
ie

Zinſen und
Koſten . Ein etwaiger Mehrerlös wird nur auf d

ie

Zinſen und Koſten aufgerechnet , und der
Ueberſchuß den Gläubigern , und wenn dieſe befriedigt ſind , dem Schuldner zugetheilt .

Hatte jedoch der Steigerer Verwendungen auf das wiederverſteigerte Gut gemacht , ſo
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ſteht ihm e
in Anſpruch auf einen Uebererlös nach Abrechnung ſeiner Schuld b
is

zum B
e

trage der gemachten Verwendungen zu .

§ . 90. ( S
. 962 der bad . b . Pr.-O. )

Weist d
e
r

Steigerer vor bewirktem endlichen Zuſchlage nach , daß e
r dasjenige , was

a
m Steigerungstage bereits fällig war und was e
r a
n

Koſten d
e
r

erſten Steigerung zu

zahlen hatte , berichtigt h
a
t
, und hinterlegt e
r

einen vom Richter zu beſtimmenden Betrag

fü
r

d
ie

Koſten d
e
r

Wiederverſteigerung , ſo wird das weitere Verfahren aufgehoben .

$ . 91. ( S. 963 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

Auf Antrag d
e
s

Schuldners verfügt d
e
r

Richter d
ie Verſteigerung a
u
f

Zahlungszieler ,

d
ie ohne Zuſtimmung d
e
r

betheiligten Gläubiger im Ganzen d
ie Zahlung nicht über drei

Jahre vom Tage des Zuſchlags hinausſeßen dürfen .

Der Nichter muß einen baar zu bezahlenden Theil d
e
s

Steigerungspreiſes von wenig

ſtens einem Fünftheile deſſelben feſtſeßen , es müſſen von dem übrigen Theil gewöhnliche
Zinjen vorbehalten , und dem Steigerer muß freigelaſſen werden , d

e
n

ganzen Steigerungspreis

ſogleich zu entrichten .

S
. 92. ( S
. 964 der bad . b . Pr.-O. )

Der Schuldner und jeder andere Betheiligte darf d
ie Verſteigerung auf mehr a
ls drei

jährige Zahlungszieler alsdann begehren , wenn ſi
ch e
in Käufer fü
r

d
ie Zieler gegen gleich

baare Zahlung darſtellt und Sicherheit fü
r

d
ie Baarzahlung geleiſtet wird .

Die Größe d
e
s

Nachlaſſes , u
m den d
e
r

Käufer d
ie Zieler übernehmen will , muß in be

ſtimmten Prozenten des Erlöſes feſtgeſeßt ſein , und zwar vor dem Verſteigerungstage .

§ . 93. ( S
. 965 der bad . b . Pr.-O. )

Tritt d
e
r

Fall d
e
r

Verſteigerung auf mehr a
ls dreijährige Zieler e
in
, ſo wird mit der

ſelben zugleich d
ie Verſteigerung a
u
f

baare Zahlung oder auf d
ie

S
. 9
1

beſtiminte Zahlung

m
it

dreijährigen Zielern vorgenommen .

Das Gebot b
e
i

d
e
r

Verſteigerung a
u
f

mehr a
ls dreijährige Zieler geht nur dann v
o
r
,

wenn daſſelbe , nach Abzug des Nachlaſſes , das höhere iſ
t
.

§ . 94. ( S
. 966 der bad . b . Pr.-O. )

Kein Gläubiger iſ
t ſchuldig , gegen ſeinen Willen Zahlung von mehr a
ls

einem Steigerer

anzunehmen , ſondern e
s müſſen auf ſein Verlangen d
ie Zahlungen a
n

d
ie Hinterlegungskaſſe

geſchehen , aus welcher derſelbe mit d
e
m

ganzen Betrag , d
e
r

ihm gebührt , auf einmal zu

befriedigen iſ
t
.

Von dem Zeitpunkt d
e
r

a
n

d
ie Hinterlegungskaſſe geſchehenen Zahlung eines Steigerers

h
a
t

in dieſem Falle d
e
r

Gläubiger von d
e
r

bezahlten Summe feine anderen a
ls diejenigen

Zinjen anzuſprechen , welche d
ie Kaſſe ordnungsmäßig von hinterlegten Geldern entrichtet .

16 .
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§ . 95. (S. 922 der bad . b . Pr.-O. )

Eine Einweiſung in d
ie Nußung und Bewirthſchaftung nicht verpachteter oder ver

mietheter Liegenſchaften findet im Wege d
e
r

Hilfsvolſtredung fü
r

Geldſchuldigkeiten nur ſtatt ,

wenn der Gemeinderath d
ie Gewährung des Verkaufs verſagt , oder d
ie Veräußerung wegen

d
e
r

Rechte Dritter nicht geſchehen kann , oder wenn ſi
e erfolglos iſ
t , oder endlich wenn dem

Schuldner a
n

den Gütern ſelbſt nur d
ie Nußnießung zuſteht .

§ . 9
6
.

( S
. 923 d
e
r

bad . b . Pr.-O. )

In allen dieſen Fällen kann d
e
r

Gläubiger wie der Schuldner , ſtatt d
e
r

Einweiſung des

Erſteren in den Genuß und d
ie Bewirthſchaftung d
e
r

Güter , deren Verpachtung in öffent

licher Verſteigerung oder d
ie Sequeſtration derſelben verlangen . Können ſi
ch der Gläubiger

und d
e
r

Schuldner hierüber nicht vereinigen , ſo iſ
t

durch d
ie Entſcheidung d
e
s

Richters das

Intereſſe des Erſteren mit d
e
r

möglichſten Schonung des Leşteren zu verbinden .

§ . 9
7
.

Die Vorſchrift des § . 74 gilt auch fü
r

d
ie Fälle der vorſtehenden S
S
. 9
5

und 9
6 mit

d
e
r

Maßgabe , daß der Zeitpunkt der erfolgten Einweiſung in d
e
n

Genuß der Liegenſchaften

entſcheidend iſ
t
.

$ . 9
8
.

Die Vollziehung eines Arreſtes a
u
f

unbewegliche Sachen (C.-Pr.-O. S
. 8
1
1
) erfolgt

dadurch , daß dem Beſißer d
ie Veräußerung , Belaſtung und Verpfändung unterſagt und dieſe

Verfügung auf Betreiben des Arreſtklägers in das Grundbuch eingetragen wird .

Titel V.

Aufgebotsverfahren .

A
.

Bei Liegenſchaften .

§ . 99 .

Wer a
ls

Erwerber , Veräußerer oder Verpfänder einer Liegenſchaft e
in gegenwärtiges

rechtliches Intereſſe glaubhaft macht , daß feſtgeſtellt werde , ob und welche in den Grund
und Unterpfandsbüchern nicht eingetragene und auch ſonſt nicht bekannte dingliche oder auf
einem Stammguts - oder Familienguts -Verband beruhende Rechte dritter Perſonen a

n

dieſer
Liegenſchaft beſtehen , kann e

in Aufgebotsverfahren wider dieſelben beantragen .

§ . 100 .

Soll eine Liegenſchaft im Zwangswege verſteigert werden , ſo iſ
t

auch d
e
r

d
ie Voll

ſtreckung betreibende Gläubiger , und im Falle eines Konkurſes d
e
r

Konkursverwalter , berechtigt ,

den Antrag zu ſtellen .
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§ . 101 .

Zuſtändig fü
r

das Aufgebotsverfahren iſ
t

das Amtsgericht , in deſſen Bezirk d
ie Liegen

ſchaft ſi
ch befindet . Ziffer 4 d
e
s

§ . 36 d
e
r

Civilprozeßordnung findet dabei entſprechende

Anwendung

. 102 .

Der Antragſteller h
a
t

eine Beurkundung d
e
r

zuſtändigen Gemeindebehörde über d
ie in

den Grund- und Unterpfandsbüchern befindlichen , auf d
ie fragliche Liegenſchaft bezüglichen

Einträge , ſowie darüber , ob Anſprüche d
e
r

in g . 99 bezeichneten Art nicht etwa ſonſt bekannt
ſeien , beizubringen .

$ . 103 .

In dem Aufgebot iſ
t

d
e
r

Rechtsnachtheil anzudrohen , daß d
ie nicht angemeldeten An

ſprüche für erloſchen erklärt werden würden .
$ . 104 ,

Der weſentliche Inhalt d
e
s

Ausſchlußurtheils iſ
t , unbeſchadet d
e
r

Vorſchriften in . 833

der Civilprozeßordnung , jedenfalls durch einmalige Einrückung in dasjenige Blatt , welches
für den Siß d

e
s

Aufgebotsgerichts zu amtlichen Bekanntmachungen beſtimmt iſ
t , zu ver

öffentlichen .

B
.

Bei Urkunden .

§ . 105 .

Zum Zweck d
e
r

Kraftloserklärung (Amortiſation ) abhanden gekommener oder vernichteter
Urkunden findet e

in Aufgebotsverfahren ſtatt :

1
. b
e
i

allen in rechtsgiltiger Weiſe auf den Inhaber ausgeſtellten Urkunden , mit Aus
nahme v

o
n

Banknoten , ſowie v
o
n

Zins - oder Gewinnantheilſcheinen (Koupons ) und
Erneuerungsſcheinen ( Talons ) ;

2
.

b
e
i

durch Indoſſament übertragbaren Aktien und Interimsſcheinen ;

3
.

b
e
i

Hinterlegungsſcheinen , Pfandſcheinen , Sparkaſſenbüchern und anderen ähnlichen

Urkunden , welche das Geding enthalten , daß d
e
r

Ausſteller jeden Inhaber a
ls

zur
Geltendmachung d

e
r

Rechte aus der Urkunde ermächtigt betrachten dürfe , oder daß der
ſelbe nur gegen Vorzeigung oder Rückgabe der Urkunde zu leiſten verpflichtet ſe

i
.

Dadurch , daß eine auf den Inhaber lautende Urkunde auf einen beſtimmten Namen geſtellt

worden iſ
t , wird das Aufgebotsverfahren nicht ausgeſchloſſen .

§ . 106 .

Für das Aufgebotsverfahren zu
m

Zwecke d
e
r

Kraftloserklärung ſolcher Werthpapiere ,

welche vom badiſchen Staate ausgeſtellt ſind , oder deren Zahlung vom badiſchen Staat über
nommen wird , iſt das Amtsgericht Karlsruhe ausſchließlich zuſtändig .
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§ . 107.

Bei einem auf Grund des Geſeßes vom 21. Februar 1845 (Reg.-BI. Nr . II
I
. ) ausgegebenen

Staatsanlehenslooſe kann d
e
r

Aufgebotstermin früheſtens a
u
f

ſechs Monate nach dem Zahlungs

tage , und , falls dieſer noch nicht durch Ziehung beſtimmt iſ
t , früheſtens a
u
f

2
.

Oktober 1886
feſtgeſeßt werden .

§ . 108 .

Bei d
e
m

Aufgebotsverfahren wegen d
e
r

unter Ziffer 3 des S. 105 aufgeführten Urkunden

kann das Aufgebotsgericht anordnen , daß d
ie Einrückung des Aufgebots in öffentliche Blätter

( S
. 842 d
e
r

C.-Pr.-D. ) nur einmal erfolgen ſolle .

§ . 109 .

A
n

Stelle d
e
r

fü
r

kraftlos erklärten , noch nicht fälligen Urkunde hat d
e
r

Ausſteller dem
Antragſteller nach Ablauf d

e
r

Friſt d
e
s

S
. 835 , Abſ . 2
.
d
e
r

Civilprozeßordnung auf Ver
langen und auf Koſten des Leşteren eine neue Urkunde auszuſtellen , welche den nämlichen

Inhalt , wie das fü
r

kraftlos erklärte Papier und außerdem den Zuſaß haben muß , daß ſi
e

a
n Stelle des Leşteren ausgefertigt ſe
i
.

§ . 110 .

Im Falle eines Aufgebots erläßt auf Anſuchen des Antragſtellers das Aufgebotsgericht

außerdem einen Sperrbefehl , durch welchen dem Ausſteller d
e
r

Urkunde aufgegeben wird ,

vorerſt keine aus derſelben ſich ergebende Verbindlichkeit zu erfüllen . Meldet ſi
ch e
in Inhaber

d
e
r

Urkunde b
e
i

d
e
m

Ausſteller , ſo iſt derſelbe a
n

d
a
s

Aufgebotsgericht zu weiſen . Auf
Vorlage d

e
r

Urkunde verfügt das Aufgebotsgericht deren einſtweilige Hinterlegung und beſtimmt

dem Aufgebotskläger eine Friſt von höchſtens ſechs Wochen zur Wahrung ſeiner Rechte , nach
deren Ablauf d

e
r

Sperrbefehl erliſcht und d
ie

Urkunde d
e
m

Vorleger derſelben zurückgegeben

wird , ſofern nicht inzwiſchen eine anderweitige Anordnung eines zuſtändigen Gerichts erfolgt iſ
t
.

§ . 111 .

Wegen abhanden gekommener oder vernichteter Zins- oder Gewinnantheilſcheine (Roupons )

kann d
e
r

Verlierer , ſofern im Uebrigen d
ie Vorausſeßungen eines Aufgebots vorliegen , einen

Sperrbefehl nach Maßgabe von § . 110 erwirken und , wenn ſi
ch b
is

zum Ablaufe d
e
r

Ver
jährungsfriſt kein Inhaber d

e
s

Scheines gemeldet h
a
t
, von dem Ausſteller d
e
r

Urkunde binnen

d
e
r

nächſten drei Monate Zahlung verlangen .
$ . 112 .

Mit der Kraftloserklärung einer Schuldurkunde oder Aktie werden auch d
ie dazu g
e

hörigen Zins -Erneuerungsſcheine oder Gewinnantheil - Erneuerungsſcheine ( Talons ) von ſelbſt
ungiltig .
Iſ
t
e
in ſolcher Schein fü
r

ſi
ch allein abhanden gekommen oder vernichtet worden , ſo kann
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d
e
r

Beſißer d
e
r

Haupturkunde , ſofern d
ie

neuen Zins- oder Gewinnantheil -Scheine (Coupons )

nicht bereits a
n

einen etwaigen Beſißer d
e
s

Erneuerungsſcheines (Talons ) abgegeben ſind ,

von dem Ausſteller der Urkunde verlangen , daß dieſe Abgabe a
n ihn gegen beſondere E
m

pfangsbeſcheinigung erfolge .

Titel VI .

Enteignungen und ablöſungen .

$ . 113 .

Das Geſeß v
o
m

2
8
.

Auguſt 1835 (Reg.-BI. N
r
. XLII . ) über Zwangsabtretungen e
r

leidet folgende Abänderungen :

1
. Der § . 52 lautet fünftig :

Das Verfahren b
e
i

d
e
n

Gerichten richtet ſi
ch vorbehaltlich d
e
r

beſonderen Be
ſtimmungen dieſes Geſeķes nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung “ .

2
. Der . 5
3

lautet fünftig :

„Die Einlaſſungsfriſt beträgt mindeſtens zwei Wochen . “

3
. In § . 54 werden d
ie Worte ,, in d
e
r

Vorladung ausdrücklich anzudrohenden “ geſtrichen .

4
. Der S. 55 fält hinweg .

5
. Der $ 56 erhält folgende Faſſung :

,,Erſcheint d
ie klagende Verwaltungsbehörde in de
r

Tagfahrt nicht oder erklärt ſi
e

ſi
ch nicht über d
ie

zu ernennenden Schäßer , ſowie über das Vorbringen d
e
r

Be
klagten und deren etwaige Beweismittel , ſo werden auf Antrag d

e
r

Beklagten d
ie

Schäßer ernannt , und wird d
ie Schäßung a
u
f

d
e
n

Grund d
e
r

in de
r

Klage und von

den Beklagten geltend gemachten Thatumſtände und Beweismittel angeordnet .

Das Recht d
e
r

Beklagten zu
m Antrag gemäß § . 295 d
e
r

Civil -Prozeß -Ordnung wird
hierdurch nicht berührt . "

6
. Der $ . 57 lautet fünftig :

„ Erſcheinen d
ie Beklagten in de
r

Tagfahrt nicht , ſo werden auf Antrag d
e
r

Ver
waltungsbehörde d

ie Rechtsnachtheile ( § . 5
4 ) durch e
in Verſäumnißurtheil ausgeſprochen ,

gegen welches nur d
e
r

Eigenthümer und d
ie Inhaber von Grunddienſtbarkeiten , ſowie

Pächter Einſpruch erheben können .

Das Verſäumnißurtheil iſt auch ohne Antrag fü
r

vorläufig vollſtreckbar zu erklären . "

7
.

Die S
S
. 6
1

und 6
3

fallen weg .

8
. Der § . 68 lautet künftig :

„ Das Urtheil iſ
t

auch ohne Antrag fü
r

vorläufig vollſtreckbar zu erklären . “

9
. Vom S
. 7
1 fällt der zweite Abſaß hinweg . Außerdem werden in Abſaß 1 d
ie

Worte : „ de
r

Verhandlung über d
ie zu beſtimmende Entſchädigungsſumme “ geſtrichen .

1
0
.

Von § . 72 wird d
e
r

Schluß : „ und darauf vom Richter die einſtweilige Verfügung
verkündet “ geſtrichen .

1
1
.

In S. 76 wird d
e
r

Schluß von d
e
n

Worten a
n
: „ m
it

dem Antrag " geſtrichen ;

dagegen beigefügt : „ de
r

S
.
5
3

findet dabei ebenfalls Anwendung . “
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§ . 114 .

In dem Geſeße vom 3. Auguſt 1837 (Reg.-BI. Nr. XXIX .) über d
ie Ablöſung d
e
r

Faſelviehlaft wird der g . 1
1

durch folgende Beſtimmung erſekt :

„ § . 11
.

Wenn eine gütliche Uebereinkunft nicht zu Stande kommt , ſo iſ
t

das Ab
löſungskapital a

u
f

gerichtlichem Wege feſtzuſtellen . Für das Verfahren hiebei , insbe
ſondere auch hinſichtlich d

e
r

Vornahme einer Schäßung durch Sachverſtändige , ſowie
hinſichtlich d

e
r

Rechtsmittel ſind d
ie allgemeinen Vorſchriften d
e
r

Civilprozeßordnung

maßgebend . “
Titel VII .

Verfahren vor den Gemeindegerichten .

§ . 115 .

Zur Entſcheidung über vermögensrechtliche Anſprüche , deren Gegenſtand in Geld oder

Geldeswerth d
ie Summe von 1
0 M
.
, in Städten von mehr a
ls

3000 Einwohnern von

3
0 ME . nicht überſteigt , zwiſchen Parteien , welche in de
r

gleichen Gemeinde ihren Wohnſiß ,

eine Niederlaſſung , oder im Sinne d
e
r

S
S
. 1
8

und 2
1

d
e
r

Civilprozeßordnung ihren Auf
enthalt haben , ſind d

ie Bürgermeiſter , bezw . deren geſegliche Stellvertreter , zuſtändig .

Unter dieſen Vorausſeßungen kann d
e
r

Kläger d
ie Entſcheidung d
e
s

Bürgermeiſters auch
wegen Anſprüchen b

is

zum Werthe von 5
0 Mk . anrufen .

§ . 116 .

Die Bürgermeiſter haben v
o
r

Erlaſſung ihrer Entſcheidung d
ie Parteien zu hören und

das dem Streite zu Grunde liegende Sachverhältniß zu ermitteln , ſoweit ſi
e d
ie Ermittelung

fü
r

erforderlich erachten . Zur Abnahme von Eiden oder Verſicherungen a
n Eidesſtatt ſind

ſi
e

nicht befugt .

Im Uebrigen iſt das Verfahren ihrem freien Ermeſſen anheimgegeben .

§ . 117 .

Kommt e
in Vergleich zwiſchen den Parteien zu Stande , ſo iſ
t

derſelbe zu Protokoll

feſtzuſtellen .

Die Entſcheidung muß ſchriftlich erlaſſen und unter Angabe d
e
s

Tages von dem Bürger

meiſter unterſchrieben werden . Dieſelbe iſ
t

d
e
n

Parteien mündlich zu Protokoll zu eröffnen

oder in ſchriftlicher Ausfertigung zuzuſtellen .
§ . 118 .

Gegen d
ie Entſcheidung d
e
s

Bürgermeiſters ſteht den Parteien binnen einer Nothfriſt

von zwei Wochen d
ie Berufung auf den ordentlichen Rechtsweg zu . Dieſelbe erfolgt im

Wege einer Klage b
e
i

dem Amtsgericht des Bezirks ; di
e

Klagerhebung iſ
t

von d
e
m

Kläger



X. 115

durch Zeugniß d
e
s

Gerichtsſchreibers dem Bürgermeiſter nachzuweiſen ; das Zeugniß wird
koſtenfrei ertheilt .

Hinſichtlich d
e
r

Wiedereinſeßung in den vorigen Stand wegen Verſäumung d
e
r

Nothfriſt
finden d

ie Vorſchriften d
e
r
$ 8 . 211—216 d
e
r

Civilprozeßordnung Anwendung .

$ . 119 .

Wird d
ie Erledigung einer b
e
i

dem Bürgermeiſter anhängigen Sache ungebührlich ver
zögert , ſo kann d

a
s

Amtsgericht a
u
f

b
e
i

demſelben einzulegende Beſchwerde einer Partei ,

über welche d
e
r

Bürgermeiſter zu hören iſ
t , das Verfahren d
e
s

Bürgermeiſters fü
r

g
e

ſchloſſen erklären . Beſchwerde hiegegen findet nicht ſtatt .

Dem Kläger ſteht ſodann frei , ſeine Klage b
e
i

dem Amtsgerichte zu erheben , wobei auch

d
ie b
e
i

dem Bürgermeiſter erwachſenen Koſten geltend gemacht werden können .

$ . 120 .

Unter den in S. 115 beſtimmten Vorausſeßungen ſind d
ie Bürgermeiſter auch zuſtändig

fü
r

das Mahnverfahren , au
f

welches d
ie Vorſchriften d
e
r

S
S
. 628 b
is

643 d
e
r

Civilprozeß

ordnung m
it

d
e
r

Maßgabe entſprechende Anwendung finden , daß d
e
r

nach § . 640 d
e
r

Civil
prozeßordnung ſtatthafte Einſpruch gegen einen Vollſtreckungsbefehl d

e
s

Bürgermeiſters b
e
i

dem Amtsgerichte zu erheben iſ
t
.

§ . 121 .

Für d
e
n

Nachweis d
e
r

Zuſtellungen in bürgermeiſteramtlichen Sachen werden durch Ver
ordnung d

e
s

Juſtizminiſteriums einfachere Vorſchriften gegeben .

§ . 122 .

Die Entſcheidungen d
e
r

Bürgermeiſter ſind erſt vollſtreckbar , wenn d
ie Nothfriſt zu
r

Be
rufung a

u
f

d
e
n

ordentlichen Rechtsweg unbenüßt abgelaufen oder a
u
f

dieſe Berufung aus

drücklich verzichtet worden iſ
t .

Außerdem findet Zwangsvollſtreckung ſtatt aus den v
o
r

den Bürgermeiſtern abgeſchloſſenen

Vergleichen ( S. 117 ) , ſowie aus d
e
n

von d
e
n

Bürgermeiſtern im Mahnverfahren erlaſſenen

Vollſtreckungsbefehlen ( S
. 120 ) .

Volſtreckbare Ausfertigungen ertheilen d
ie Bürgermeiſter ſelbſt .

$ . 123 .

Zwangsvollſtreckungen auf Grund von § . 122 , welche durch Gerichtsvollzieher zu b
e

wirken ſind (C.-Pr.-O. § . 674 ) , können b
e
i

dem Bürgermeiſter beantragt werden , welcher im

Namen d
e
s

betreibenden Gläubigers d
e
n

Gerichtsvollzieher mit deren Vornahme beauftragt .

Im Uebrigen finden hinſichtlich d
e
r

Zwangsvollſtreckungen d
ie allgemeinen Beſtimmungen

d
e
r

Civilprozeßordnung mit d
e
r

Maßgabe Anwendung , daß d
ie in den S
S
. 773 b
is

775 d
e
m

Prozeßgerichte zugewieſenen Verfügungen durch d
a
s

Amtsgericht d
e
s

Bezirks zu erlaſſen ſind .

Gefeßes- und Berordnungs - Blatt 1879 . 17
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Dritter Abſchnitt.

Strafrechtspflege .

Titel I.

Polizeiſtrafverfahren .

A. Staatépolizeibehörden .

§. 124 .

Die Bezirkspolizeibehörden ſind befugt , b
e
i

Uebertretungen d
ie in den Strafgeſeßen ange

drohten Strafen nach Maßgabe von G
.

453 d
e
r

Strafprozeßordnung feſtzuſeßen und zu vollſtreden .

§ . 125 .

Bezüglich d
e
r

örtlichen Zuſtändigkeit d
e
r

Polizeibehörden finden d
ie 8
8
.

7 und folgende

d
e
r

Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung .

§ . 126 ,

Den Bezirkspolizeibehörden ſtehen hinſichtlich d
e
s

zur Vorbereitung d
e
r

Strafverfügung

erforderlichen Verfahrens d
ie in S. 159 d
e
r

Strafprozeßordnung erwähnten Befugniſſe d
e
r

Staatsanwaltſchaft zu .

g . 127 .

Bei Uebertretungen in Bezug a
u
f

Eiſenbahnen ( S
. 6
2

d
e
s

Reichs -Bahnpolizeireglements

vom 4
. Januar 1875 , bad . Geſ.-BI. N
r
. VII . ) , und § . 157 des badiſchen Polizeiſtrafgeſeka

buches (bad . Gef.-BI. von 1871 N
r
. LVIII . ) , ſteht d
ie in g . 124 erwähnte Befugniſ , jedoch nur

bezüglich fü
r

verwirkt erachteter Geldſtrafen , den Bahnhofsvorſtänden , und b
e
i

Uebertretungen

der Verordnungen für d
ie Häfen und Ein- und Ausladepläße a
m Rhein und a
n

deſſen Neben

flüſſen ſowie a
m

Bodenſee d
e
r

mit Verwaltung d
e
s

Hafens beauftragten Finanzbehörde zu .

§ . 128 .

Gegen d
ie Strafverfügungen d
e
r

in den S
S
. 124 und 127 genannten Behörden ſteht

dem Beſchuldigten außer dem Antrag a
u
f

gerichtliche Entſcheidung d
ie Beſchwerde a
n

d
ie

höhere Polizei- , beziehungsweiſe Eiſenbahn- oder Finanzbehörde zu .

Dieſe Beſchwerde muß binnen einer Woche nach Bekanntmachung d
e
r

Strafverfügung

b
e
i

d
e
r

Behörde , welche dieſelbe erlaſſen h
a
t
, mündlich oder ſchriftlich unter Bezeichnung d
e
r

Beſchwerdepunkte angezeigt und gerechtfertigt werden .

Gegen eine Verſäumung d
e
r

Beſchwerdefriſt iſ
t

unter den in den S
S
. 4
4

und 4
5

d
e
r

Strafprozeßordnung bezeichneten Vorausſegungen Wiedereinſeßung in d
e
n

vorigen Stand zu

läſſig .

Die Ergreifung d
e
s

einen Rechtsmittels h
a
t

d
e
n

Verluſt d
e
s

andern zu
r

Folge .
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8. 129 .

Bezüglich d
e
r

Koſten finden b
e
i

Erledigung d
e
r

Sache im Verwaltungswege d
ie

S
S
. 496

und folgende d
e
r

Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung .

Im Uebrigen wird das Verfahren im Verwaltungswege durch Verordnung geregelt .

B
.

Bürgermeiſter .

§ . 130 .

A
n

Orten , woſelbſt d
ie Handhabung d
e
r

Ortspolizei dem Bürgermeiſter übertragen iſ
t ,

kann dieſer wegen folgender Uebertretungen :

a . Strafgeſekbuch S
. 360 3
.

1
1

und 1
3
, S
.

361 3
.
4 und 9 hinſichtlich d
e
r

Begehung

ſtrafbarer Verlegungen d
e
r

Geſeße zum Schuße d
e
r

Feldfrüchte ; § . 365 , § . 366 ,

S
.

367 3
.

1
2
, S
. 368 3
.
1 , 2 und 4–9 ;

b . Badiſches Polizeiſtrafgeſeßbuch S
. 4
9

Abſ . 1 , SS . 52 , 56–59,74–78 , 95 , 96 Z
.
2 , 100 ,

103 Abſ . 3 , 108 3
.
5 , 109 3
.
2 , 114 3
.
4 und 5 , 120 , wenn nicht Landſtraßen

in Frage ſtehen , 121–124 , 132 , 134 b . , 136 , 143 , 144 , 145 und 147 ;

c . § . 5 de
r

zum Vollzuge d
e
s

§ . 111 d
e
r

Gemeindeordnung ergangenen Verordnung

vom 22. Januar 1833 (Reg.-BI. N
r
. V
I
. ) über d
ie Veräußerung von Bürgerholzgaben ;

d . § . 148 Ziff . 1 und § . 149 Ziff . 6 de
r

Reichsgewerbeordnung (R.-G.-BI. 1871 N
r
. 4
5
,

Bad . Gef.-BI. 1871 Nr . XLIV . ) ;

e . Art . 51 d
e
s

Waſſergeſeßes vom 2
5
.

Auguſt 1876 (Gef.-BI. N
r
. XXXVI . ) ,

wenn ſi
e innerhalb der Gemarfung verübt ſind , d
ie geſeßlich angedrohten Strafen , jedoch

nicht in höherem Betrage a
ls

b
is

zu 2 Tagen Haft oder b
is

zu 1
0 Mark und in Städten

von mehr a
ls

3000 Einwohnern b
is

zu 3
0 Mark Geldſtrafe nach Maßgabe von . 453

der Strafprozeßordnung durch Verfügung feſtſeßen und vollſtrecken .

$ . 131 .

Der Bürgermeiſter kann jedoch gegen d
ie unmittelbar Vorgeſeßten überhaupt keine Strafe

und gegen Standesherren und Grundherren der Gemarkung , ſowie gegen Staatsbeamte , ſtandes

und grundherrliche Beamte , Geiſtliche , Schullehrer , Förſter , inſofern ſi
e in ihrem Dienſtbezirk

eine Uebertretung begehen , keine Haftſtrafe erkennen .

$ . 132 .

Hält d
e
r

Bürgermeiſter eine ſeine Befugniß überſteigende Strafe fü
r

verwirkt , oder ſteht

ihm gegen den Angezeigten eine Befugniß zu
r

Strafverfügung nicht zu , ſo h
a
t

e
r Vorlage

a
n

d
ie Bezirkspolizeibehörde zu machen .

§ . 133 .

Die Beſtimmungen d
e
r

S
S
. 128 und 129 finden auch auf d
ie

den Bürgermeiſtern überlaſſenen

Fälle entſprechende Anwendung . Die Beſchwerde im Verwaltungswege geht an d
ie Bezirks

polizeibehörde .

17 .
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§ . 134 .

Auch wenn gerichtliche Entſcheidung gegen d
ie Strafverfügung d
e
s

Bürgermeiſters bean
tragt wird , hat dieſer , falls e

r nicht d
ie Strafverfügung zurücknimmt , di
e

Akten d
e
r

Bezirks
polizeibehörde vorzulegen . Dieſe überſendet , wenn ſi

e

nicht d
ie Strafverfügung aufhebt , di
e

Akten der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft , welche ſi
e

dem Amtsrichter vorlegt .

§ . 135 .

Die Bezirkspolizeibehörde kann auch in Fällen , fü
r

welche d
e
r

Bürgermeiſter zuſtändig

iſ
t , di
e

Strafe ſelbſt feſtſeßen , wenn entweder d
e
r

Bürgermeiſter nicht einſchreitet oder ih
r

eine deſſen Befugniſſe überſteigende Strafe verwirkt ſcheint .

Leşterenfalls findet jedoch , wenn d
e
r

Bürgermeiſter bereits eine Strafverfügung erlaſſen
hat , eine Uebernahme d

e
r

Sache durch d
ie Bezirkspolizeibehörde nicht mehr ſtatt , ſobald

gerichtliche Entſcheidung beantragt oder d
ie Strafverfügung d
e
s

Bürgermeiſters durch unbe

nüßten Friſtablauf oder ausdrückliche Unterwerfung vollzugsreif geworden iſ
t .

Titel II .

Finanzſtrafverfahren .

A
.

Steuern und Zölle .

§ . 136 .

Die Finanzbehörden ſind befugt , wegen Zuwiderhandlungen gegen d
ie Vorſchriften über

d
ie Erhebung von Steuern und Zöllen Strafen nach Maßgabe von § . 459 der Strafprozeß

ordnung feſtzuſeßen und zu vollſtrecken .

§ . 137 .

Hinſichtlich d
e
r

örtlichen Zuſtändigkeit d
e
r

Finanzbehörden finden d
ie S
8
. 7 u . ff . de
r

Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung .
§ . 138 .

Den Finanzbehörden ſtehen hinſichtlich d
e
r

Verfolgung von Zuwiderhandlungen d
e
r

in

$ . 136 bezeichneten Art d
ie

in den S
S
. 9
8
, 105 , 127 , 159 der Strafprozeßordnung der

Staatsanwaltſchaft eingeräumten Befugniſſe zu .

§ . 139 .

Gegen den Strafbeſcheid d
e
r

Finanzbehörde ſteht d
e
m

Beſchuldigten außer dem Antrag

a
u
f

gerichtliche Entſcheidung d
ie Beſchwerde a
n

d
ie

höhere Finanzbehörde zu .

Dieſe Beſchwerde muß binnen einer Woche nach d
e
r

Bekanntmachung d
e
s

Strafbeſcheids

b
e
i

d
e
r

Behörde , welche denſelben erlaſſen hat , oder b
e
i

derjenigen , welche ih
n

bekannt gemacht

h
a
t
, mündlich oder ſdhriftlich unter Bezeichnung d
e
r

Beſchwerdepunkte angezeigt und gerecht



X. 119

fertigt werden . Gegen eine Verſäumung d
e
r

Beſchwerdefriſt iſ
t

unter den in den 8
8
.

4
4

und 4
5

d
e
r

Strafprozeßordnung bezeichneten Vorausſeßungen Wiedereinſeßung in de
n

vorigen

Stand zuläſſig .
Die Ergreifung d

e
s

einen Reditsmittels h
a
t

d
e
n

Verluſt d
e
s

anderen zu
r

Folge .

8
.

140 .

Bezüglich d
e
r

Koſten finden b
e
i

Erledigung d
e
r

Sache im Verwaltungswege d
ie S
S . 496

und folgende d
e
r

Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung .

Im Uebrigen wird das Verfahren im Verwaltungswege und d
ie Zuſtändigkeit d
e
r

Finanz
behörden durch Verordnung geregelt .

B
.

Huudetaren und Gemeindeabgaben .

§ . 141 .

Bei Zuwiderhandlungen gegen d
ie Vorſchriften über Entrichtung von Hundstaren (Gefeß

vom 21. November 1867 , Reg.-Bl. N
r
. LIV . , bezw . vom 22. Mai 1876 , Gef.-BI. N
r
. XIX . )

ſind d
ie Bezirksverwaltungsbehörden (Bezirksämter ) befugt , d
ie Strafen nach Maßgabe von

. 459 d
e
r

Strafprozeßordnung feſtzuſeßen und zu vollſtrecken .

. 142 .

In dem Geſeke vom 1
8
.

Dezember 1867 (Reg.-Bl. 1868 N
r
. I. ) über d
ie Beſtrafung

d
e
r

Vorenthaltung von Gemeindeabgaben wird Abſaß 1 d
e
s

§ . 3 geſtrichen und g . 4 alſo
gefaßt :

„ B
e
i

Zuwiderhandlungen gegen dieſes Gefeß kann d
e
r

Bürgermeiſter (auch w
o

ihm

d
ie Handhabung d
e
r

Ortspolizei nicht übertragen iſ
t
) d
ie Strafe nach Maßgabe d
e
s

§ . 459 d
e
r

Strafprozeßordnung feſtſeßen und vollſtrecken . “

§ . 143 .

Gegen d
ie

nach den beiden vorhergehenden Paragraphen erlaſſenen Strafbeſcheide d
e
r

Bezirksverwaltungsbehörden beziehungsweiſe Bürgermeiſter findet außer dem Antrag auf

gerichtliche Entſcheidung d
ie

Beſchwerde im Verwaltungswege nach Maßgabe d
e
r

8
8
.

128 und

133 ſtatt . Der § . 129 findet auch hier Anwendung .

Vierter Abſchnitt .

Allgemeine Beſtimmungen .

Titel I.

Aufhebung und Abänderung von Landesgeſeßen .

§ . 144 .

Außer Wirkſamkeit treten :

1
.

d
ie badiſche Gerichtsverfaſſung vom 1
9
.

Mai 1864 (Reg.-BI. N
r
. XVIII . ) ;
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2. das Geſeß vom 2
2
.

September 1864 (Reg.-Bl. N
r
. L. ) , d
ie Anwaltsordnung ent

haltend ;

3
.

das Gefeß vom 1
9
.

April 1856 (Reg.-Bl. N
r
. XVI . ) über d
ie

Gerichtsbarkeit d
e
r

Bürgermeiſter in bürgerlichen Rechtsſachen ;

4
.

das Geſetz vom 24. Mai 1865 ( Reg.-BI. N
r
. XXV . ) über d
ie

Gerichtsbarkeit in Privat
rechtsſachen der Militärperſonen nebſt dem Geſeße vom 28. Dezember 1831 (Reg.-BI.

1832 N
r
. IV . ) über d
ie Beſchlagnahme von Gagen , Gehalten und Penſionen von

Militärperſonen .

§ . 145 .

Außer Wirkſamkeit treten :

1
.

d
ie

badiſche bürgerliche Prozeßordnung vom 1
8
.

März 1864 nebſt dem dieſelbe ab
ändernden Geſeße vom 1

2
.

Februar 1870 (Gef.-BI. Nr . IX . ) über den Verhaft in

bürgerlichen Rechtsſachen ;

2
.

d
ie zur Zeit noch geltenden Theile Tit . IX . , X. Art . 190 b
is

249 des badiſchen

Handelsrechts (Anhang zum Landrecht ) ;

3
.

d
ie Art . 9 , 29 , 34 , 35 , 36 Abſ . 3 und 3
7 b
is

4
0

des badiſchen Einführungsgeſeßes

vom 6
. Auguſt 1862 (Reg.-BI. N
r
. XL . ) zum deutſchen Handelsgeſebbuch , ſowie

4
.

d
ie Art . 2 Abſ . 2 , Art . 4 und 7 des badiſchen Einführungsgeſekes vom 1
9
.

Februar

1849 (Reg.-Bl. N
r
. IX . ) zur deutſchen Wechſelordnung ;

5
.

d
ie Verordnung vom 6
. September 1803 über den Beweis d
e
r

unfürdenklichen Ver
jährung (Reg.-BI. Nr . X

.
) ;

6
. Art . 2 d
e
s

Geſeķes vom 1
4
.

Mai 1828 (Reg.-Bl. N
r
. VII . ) über d
ie Verjährung

d
e
r

Staatspapiere nebſt d
e
r

Bezugnahme hierauf in dem Geſeße vom 2
3
.

Mai 1844

(Reg.-BI. N
r
. X
I
. ) über d
ie Staatspapiere d
e
r

Eiſenbahn -Schuldentilgungskaſſe , ſowie

in g . 7 d
e
s

Geſekes vom 5
. Juni 1860 (Reg.-BI. N
r
. XXX . ) über Schuldurkunden

auf Inhaber ;

7
.

d
e
r
g . 6 d
e
s

Geſekes vom 2
1
.

Februar 1851 (Reg.-Bl. N
r
. XV . ) , Erbrecht und

Ernährung unehelicher , nicht anerkannter Kinder betreffend ;

8
. Abſ . 2 des § . 5 , Abſ . 1 des g . 15 und § . 18 des Geſekes vom 6
. März 1845

(Reg.-BI. Beilage zu N
r
. XV . ) über d
ie privatrechtlichen Folgen d
e
r

Verbrechen .
Der Abſ . 2 des § . 15 dieſes Geſekes ſoll im Eingang lauten :

„ B
e
i

Feſtſeßung d
e
r

Entſchädigung nimmt d
e
r

Richter Rückſicht a
u
f

d
ie Ver

mögens -Verhältniſſe auch d
e
s

Schuldigen , ſowie d
ie Größe ſeiner Verſchuldung ,

namentlich u . ſ . w . "

Ferner werden aufgehoben :

9
.

. 7 d
e
s

Geſeßes vom 1
3
.

Februar 1851 (Reg.-BI. N
r
. XIV . ) über d
ie Entſchädi

gungspflicht d
e
r

Gemeinden wegen d
e
r

b
e
i

Zuſammenrottungen verübten Verbrechen ;
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1
0
.

d
ie

8
8
.

1
5 b
is

2
8

d
e
s

Wildſchadengeſeßes vom 3
1
.

Oktober 1833 (Reg.-BI. N
r
. XLII . ) ;

11. d
ie Art . 7—12 des Geſeßes vom 2
3
.

April 1859 (Reg.-BI. N
r
. XX . ) über d
ie

Gewährleiſtung b
e
i

einigen Arten von Hausthieren ;

1
2
.

d
e
r
§ . 20 d
e
s

Geſeßes vom 3
. Februar 1868 (Reg.-Bl. N
r
. VII . ) , d
ie Rechtsver

hältniſſe d
e
r

Dienſtboten betreffend ;

13. d
e
r

§ . 12 A
6
. 1 des badiſchen Einführungsgeſeßes vom 9
.

Dezember 1875 (Geſs

B
l
. N
r
. XXXIV . ) zum Reichsgeſeß vom 6
. Februar 1875 , die Beurkundung d
e
s

Perſonenſtandes und d
ie Eheſchließung betreffend “ ;

§ . 146 .

Das badiſche Landrecht erleidet außer den in Titel I. , III . und IV . des zweiten Ab
ſchnitts verfügten noch folgende Aenderungen :

a . Außer Wirkjamkeit treten folgende Säße des badiſchen Landrechts :

1
6
, 194 b
is

200 , 215 , 216 , 218 , 259 , 260 , 264 b
is

266 , 323 Abſ . 2 , 324 , 327 ,

490 b
is

498 a , 500 , 501 , 514 , 515 , 822 , 823 , 877 , 981 b
is

984 , 1143 , 1144 , 1156 a ,

1244 Abſ . 2 , 1265 b
is

1270 , 1316 b
is

1320 , 1322 b
is

1336 , 1341 b
is

1348 , 1350

Ziff . 4 , 1353 b
is

1364a , 1366 b
is

1369 , 1428 a , 1415 Abſ . 1 , 1677 b
is

1680 , 1715 ,

1716 , 1781 , 1781a , 1834 , 1866 , 1923 , 1924 , 1924a , 1945 , 1950 , 1961 Ziff . 1 ,

1983 n , 2010 Abſ . 2 , 2044 Abſ . 2 , 2159 , 2217a b
is
e , 2218 , 2218 a und b , 2223 ,

2223a , 2245 .

b . In den nachbenannten Landrechtsjäßen treten folgende Aenderungen e
in :

In L.-R.-S. 221 werden d
ie Worte :

„weder vor Gericht ſtehen noch “

durch das Wort „ ,keine “ erſeßt .

In den L.-R.-SS. 222 und 224 werden die Worte :

„vor Gericht ſtehen oder “

geſtrichen .

In L.-R.-S. 270 iſt ſtatt der Worte :

„ ſobald d
ie im 238. Saße erwähnte Vorforderungsverfügung ergangen iſ
t
“

zu ſeßen :

„ ſobald d
ie Ladung zum Sühnetermin ( s . 571 C.-Pr.-D. ) , oder wenn dieſer

nicht erforderlich ( S
. 573 C.-Pr.-D. ) zum Verhandlungstermine ( 8. 570 C.-Pr.-O. )

ergangen iſ
t
“

und in L.-R.-S. 271 ſtatt der Worte :

„ der Vorforderungsverfügung des 238. Saßes "

,, d
e
r

in dem vorigen L.-R.-S. erwähnten Ladung " .

Der L.-R.-S. 323 Abſ . 1 erhält folgende Faſſung :

„ Gebricht es a
n

einer Rechtsurkunde und einem beſtändigen Befiß oder iſ
t

d
a
s

Kind
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unter einem erdichteten Namen oder a
ls

e
in

von unbekannten Eltern geborenes Kind in

den Büchern eingetragen worden , ſo kann der Beweis der Kindſchaft auf jede Weiſe
geführt werden . “

Der L.-R.-S. 427 Ziff . 2 erhält folgende Faſſung :

„ d
ie Vorſtände und Mitglieder d
e
s

Oberlandesgerichts " .

Der L.-R.-S. 499 erhält folgende Faſſung :

„Wird das Geſuch a
u
f

Entmündigung verworfen , ſo kann dennoch nach Umſtänden

das Gericht verordnen , daß der Beklagte ohne Beiwirkung eines Beiſtandes für d
ie Zu

kunft weder Vergleiche ſchließen , Anlehen aufnehmen , angreifliche Kapitalien erheben ,

dafür Empfangsſcheine geben und Güter veräußern oder verpfänden , noch hierüber
rechten ſoll . "

Die L.-R.-SS. 502 , 505 und 512 erhalten folgende Faſſung :

502. „Alle nach Eintritt der Wirkſamkeit d
e
r

Entmündigung oder Verbeiſtandung

( S. 603 C.-Pr.-D. ) von dem Entmündigten oder Verbeiſtändeten allein vorgenom

menen Rechtshandlungen ſind ungültig . “

505 . Sobald d
ie Entmündigung in Wirkſamkeit getreten iſ
t . ( S. 603 C.-Pr.-D. )

foll nach den Regeln , wie ſi
e

unter dem Titel von d
e
r

Minderjährigkeit , Vormund

ſchaft und Gewaltsentlaſſung vorgeſchrieben ſind , dem Entmündigten e
in Vormund

und Gegenvormund angeordnet werden . Die für d
ie Perſon oder das Vermögen des

zu Entmündigenden getroffene Fürſorge ( S. 600 der C.-Pr.O. ) hört auf , und der e
r

nannte Verwalter muß den Vormund , wenn e
r

e
s nicht ſelbſt geworden iſ
t , Rechnung

ablegen . "

512. „ Das Verſchwinden d
e
r

Urſache d
e
r

Entmündigung begründet das Recht ,

d
ie Wiederaufhebung d
e
r

leşteren zu beantragen ( S. 616 ff . C.-Pr.-D. ) . "

Der L.-R.-S. 513 enthält folgende Faſſung :

„Den Verſchwendern kann verboten werden , ohne Beiwirkung eines Beiſtands
Vergleiche zu ſchließen , Anlehen aufzunehmen , ablösliche Kapitalien zu erheben oder

darüber Empfangsſcheine zu geben , auch Güter zu veräußern oder zu verpfänden ,

ſowie hierüber zu rechten .

In L.-R.-S. 531 iſt der leßte Sap :

„ Der richterliche Beſchlag ſolcher Gegenſtände kann inzwiſchen , weil ſie von großem

Belang find , an beſondere Formen gebunden ſein , wie dies in d
e
r

Prozeßordnung
erklärt werden wird "

zu ſtreichen .

Der zweite Abſaß d
e
s

L.-R.-S. 544 e . erhält folgende Faſſung :

„ ,Der ſtärkere Beſiß findet nur ſtatt b
e
i

liegender Habe ( be
i

Grunddienſtbarkeiten

nur , wenn ſi
e zugleich offen und ſelbſtändig ſind ) und ſteht Demjenigen zu , welcher

vor dem andern ſchon ein Jahr lang beſaß (L.-R.-S. 2228 ff . ) , durch Eigenmacht g
e
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ſtört oder entſeßt wurde und d
ie Klage vor Ablauf eines Jahres erhebt . Die Beſit :

klage findet nur ſtatt gegen Denjenigen , welcher den Beſiß geſtört hat , oder welcher

ih
n

durch Andere h
a
t

ſtören laſſen , oder gegen deſſen allgemeine Rechtsnachfolger . "

A
n

Stelle des L.-R.-S. 653 tritt folgende Beſtimmung :

„ Jede Scheidewand zweier Gebäude b
is

zum Firſt , jede Scheidemauer
zwiſchen Höfen , Gärten oder geſchloſſenen Aedern wird fü

r

gemeinſchaftlich angeſehen ,

inſofern weder e
in

Rechtstitel noch e
in

ſinnliches Merkmal d
e
s

Gegentheils vor
handen iſ

t . “

Der L.-R.-S. 666 ſoll lauten :

666. „Alle Gräben zwiſchen zwei Grundſtücken werden fü
r

gemeinſchaftlich

geachtet , inſofern weder e
in

Rechtstitel noch Merkmale des Gegentheils vorhanden ſind . "

Der L.-R.-S. 670 wird durch folgende Beſtimmung erſeßt :

670. „ Jede Scheidehecke zwiſchen Grundſtücken wird fü
r

gemeinſchaftlich angeſehen ,

wenn nicht e
in

Rechtstitel oder e
in hinlänglicher Beſijſtand fü
r

das Gegentheil ſpricht ,

oder nur eines der Grundſtüde allein geſchloſſen iſ
t
. “

In L.-R.-S. 698 ſoll geſeßt werden :

ſtatt ,,Rechtsurkunde “ das Wort „Rechtstitel “ .

L.-R.-S. 710 f . c . ſoll lauten :

710 f . c . „ D
ie

darüber ſprechenden Rechtsurkunden oder Bereine müſſen dem

L.-R.-S. 2263 gemäß auf Begehren d
e
r

Betheiligten erneuert werden . "

Un Stelle des L.-R.-S. 821 Abſ . 2 tritt folgende Beſtimmung :

,,Die Förmlichkeiten d
e
r

Entſiegelung und d
e
r

Erbverzeichniſſe werden durch b
e

ſondere Vorſchrift beſtimmt . “

In L.-R.-S. 980 ſind d
ie Worte :

Staatsunterthan , und im Genuſſe d
e
r

bürgerlichen Rechte ſein "

zu erſeßen durch :

„ ,Angehöriger d
e
s

deutſchen Reichs und im Genuſſe d
e
r

bürgerlichen Rechte ſe
in
“ .

Der L.-R.-S. 1225 erhält folgende Faſſung :

„Wird e
in Erbe eines Schuldners wegen Untheilbarkeit d
e
r

Verbindlichkeit auf

das Ganze verklagt und verurtheilt , ſo bleibt ihm d
e
r

Rückgriff auf ſeine Miterben

zur Entſchädigung vorbehalten . “

In L.-R.-S. 1352 ſind d
ie Worte :

,,alles unbeſchadet deſſen , was über Eid und gerichtliches Geſtändniß unten b
e

ſtimmt wird , "

zu ſtreichen .

Geſeßes- und Verordnungs - Blatt 1879 . 18
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Der L.-R.-S. 1410 erhält folgende Faſſung :
1410. „ Für voreheliche Fahrnißſchulden d

e
r

Frau h
a
t

d
ie

Gemeinſchaft zu haften ,

wenn d
ie Entſtehung derſelben v
o
r

d
e
r

Ehe nachgewieſen wird . Wer mit einer For
derung , deren Entſtehung vor d

e
r

Ehe nicht bewieſen iſ
t , al
s

Gläubiger d
e
r

Frau

auftritt , kann nur aus dem bloßen Grundeigenthum d
e
r

ih
r

eigenen Liegenſchaften

feine Befriedigung fordern .

Der Mann , de
r

eine ſolche Schuld fü
r

ſeine Frau zahlt , kann weder von ih
r

ſelbſt noch von ihren Erben d
ie Einwerfung eines Erſakes in di
e

Gemeinſchaft fordern ,

unbeſchadet d
e
r

Aufrechnung auf ihren Frauen -Gemeinſchaftstheil . "

In L.-R.-S. 1576 ſind d
ie Worte :

„ ,noch vor Gericht vertreten “

zu ſtreichen .

Der L.-R.-S. 1670 wird dahin abgeändert :

1670. „ In beiden vorhergehenden Fällen wird d
e
r

Käufer auf ſein Verlangen

von d
e
r

Klage losgeſprochen , wenn nicht alle Mitverkäufer oder alle Miterben ſi
ch

über d
ie

Zurücknahme des ganzen Guts vereinigen . “

Der L.-R.-S. 1690 wird dahin abgeändert :

,, Den Beſiß gegen dritte Perſonen erlangt d
e
r

Rechtsnehmer nur durch feierliche
Bekanntmachung d

e
r

geſchehenen Uebertragung a
n

d
e
n

Schuldner oder durch urkund

liche Erklärung des Schuldners , welche ſagt , daß er d
ie Uebertragung annehme . "

Der L.-R.-S. 1743 ſoll lauten :

Wenn d
e
r

Beſtandgeber d
ie Beſtandſache verkauft , ſo h
a
t

d
e
r

Käufer kein Recht ,

den Beſtänder , deſſen Vertrag vor dem Verkauf beurkundet iſt , zu vertreiben , wenn
nicht dieſes Recht im Beſtandbrief ausbedungen iſ

t
. “

Der L.-R.-S. 1750 erhält folgende Faſſung :

,, Fehlt dem Beſtandvertrag d
ie in L.-R.-S. 1743 bezeichnete Vorausſeßung , ſo

iſ
t

der Käufer zur Entſchädigung nicht verbunden . "

Der L.-R.-S. 1951 ſoll lauten :

1951. ,, Dieſelbe wird nach allen vorigen Regeln beurtheilt . "

In L.-R.-S. 1985 Abſ . 1 ſind die Worte :

,, indeß wird e
in Beweis durch Zeugen darüber und nach den Beſtimmungen d
e
s

Titels von Verträgen und daraus entſpringenden Rechten und Verbindlichkeiten
zugelaſſen , “

zu ſtreichen .
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Der L.-R.-S. 2018 ſoll lauten :
2018. ,,Der Bürge, den e

in

Schuldner ſtellen will , muß vertragsfähig ſein , hin =

längliches Vermögen nach Größe d
e
r

Schuld beſiken und im Staatsgebiete geſeſſen ſein . “

In L.-R.-S. 2023 iſt ſtatt der Worte :

,, außer d
e
m

unmittelbaren Obergerichtszwang d
e
s

Orts , w
o

d
ie Zahlung geſchehen

fou , liegen "

zu ſeßen :
,,außer dem Staatsgebiete liegen “ .

In L. R.-S. 2146 iſt :
der zweite Saß von Abſ . 1 : „ Sie bleiben wirkungslos " u . ſ . w . zu ſtreichen und

der Abſaß 2 dahin zu ändern :

„ D
ie Eintragung bleibt wirkungslos , welche einer von mehreren Erbgläubigern

erſt nach dem wirklichen Anfall einer nur unter d
e
m

Rechtsvortheil eines Erbver
zeichniſſes angenommenen Erbſchaft erwirkt h

a
t
. “

In L.-R.-S. 2161 ſind d
ie Worte :

„ d
ie

Gerichtsbehörde richtet ſi
ch

nach d
e
m

2159. Saße “

zu ſtreichen .

In L.-R.-S. 2174 Abſ . 2 wird das Wort :

„ ,Vergantungen “

durch

„ Zwangsvollſtredung in Liegenſchaften “

erſeßt .

In L.-R.-S. 2247 iſt der Abſaß 3 :

„ läßt e
r

den Rechtszug erlöſchen "

zu ſtreichen .

A
n

d
ie Stelle des L.-R.-S. 2265 töitt folgende Beſtimmung :

2265. „Wer redlicher Weiſe und mit geſezmäßiger Eigenthumsurkunde e
in

liegendes Gut erwirbt , erſißt das Eigenthuin daran in zehn Jahren , wenn der wahre
Eigenthümer im Staatsgebiete wohnt , und in zwanzig Jahren , wenn e

r außerhalb
deſſelben wohnhaft iſ

t
. "

Der L.-R.-S. 2275 erhält unter Aufhebung d
e
s

Abſ . 2 folgende Faſſung :

2275. „ Jene , welchen d
ie vorſtehenden kurzen Verjährungen entgegengeſeßt werden ,

haben gleichwohl das Recht , d
e
n

Beweis , daß d
ie Zahlung nicht geleiſtet worden ,

zu führen . “

$ . 147 .

Außer Wirkjamkeit treten :

1
. Die badiſche Strafprozeßordnung v
o
m

1
8
.

März 1864 ſammt Beilagen , nebſt den
18 .
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zu
r

Zeit noch geltenden Beſtimmungen d
e
s

Geſekes vom 1
2
.

April 1856 (Reg.-BI.

N
r
. XII . ) über den Vollzug d
e
r

Todesſtrafe .

2
. Die Artifel 15–24 und 2
6
, ſowie auch d
ie Beſtimmungen in Artikel 2 , II . c . ,

Artikel 1
0 Abſaß 2 und Artikel 1
2 Abſaß 4 d
e
s

Geſeßes vom 2
3
.

Dezember 1871

(Gej.-BI. N
r
. LI . ) , d
e
n

Vollzug d
e
r

Einführung d
e
s

Reichsſtrafgeſezbuches betreffend .

3
. Die Artikel 1 und 2 des Geſeßes vom 20. Juni 1874 (Gej.-Bl. Nr . XXIII . ) , die

Einführung des Reichspreßgeſeßes betreffend .

4
. Die $ 8 . 1—16 des Geſeßes vom 28. Mai 1864 (Reg.-Bl. N
r
. XXIII . ) über das

Verfahren in Polizeiſtrafſachen , nebſt den 8
8
.

156 und 158 d
e
s

badiſchen Polizei
ſtrafgeſezbuches vom 3

1
.

Oktober 1863 (Gej.-Bl. 1871 N
r
. LVIII . ) .

5
. Der g . 25 de
s

Jagdgeſeķes vom 2
.

Dezember 1850 (Reg.-Bl. N
r
. LVIII . ) .

6
. Die zur Zeit noch geltenden Vorſchriften (Artikel 1–7 und 1
2
) d
e
s

Geſekes vom

2
2
.

Juni 1837 (Reg.-Bl. N
r
. XX . ) über das Verfahren in Steuerſtrafſachen .

7
. Die zur Zeit noch geltenden Beſtimmungen ( S
S
. 2-6 , 8 und 9 d
e
s

Geſeßes vom

2
0
.

Februar 1868 Reg.-BI. N
r
. XIV . ) über das Strafverfahren gegen ungehorſame

Wehrpflichtige .

Titel II .
Uebergangsvorſchriften .

A
.

Civilſachen .

§ . 148 .

Die b
e
i

den badiſchen Gerichten und Bürgermeiſterämtern beim Infrafttreten dieſes

Geſekes anhängigen Civilrechtsſtreite , Entmündigungsſachen und Konkurſe ( Ganten ) ſind , vor
behaltlich d

e
r

nachfolgenden Beſtimmungen , ſowohl in d
e
r

erſten , a
ls

in d
e
n

höheren In =

ſtanzen nach Maßgabe der bisherigen badiſchen Geſeßgebung zu erledigen .

8
. 149 .

Die b
e
i

den Kreisgerichten und Handelsgerichten in erſter Inſtanz anhängigen Civil
rechtsſtreite gehen a

n

d
ie Civilkammern d
e
r

Landgerichte , beziehungsweiſe a
n

deren Kammern

für Handelsſachen über .

§ . 150 .

Für d
ie Erledigung von Appellationen und Beſchwerden in bereits anhängigen Civilſachen

treten a
n

d
ie Stelle d
e
r

bisherigen Appellationsſenate d
e
r

Kreis- und Hofgerichte :

a . ſoweit Urtheile und Erkenntniſſe von Kreisgerichten (Landgerichten ) und Handels
gerichten angefochten werden , d

ie Civilſenate des Oberlandesgerichts ;
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b . ſoweit es ſi
ch u
m amtsgerichtliche Urtheile und Erkenntniſſe handelt , d
ie Civilkammern

d
e
r

Landgerichte unter Beſeßung mit fünf Mitgliedern .

S
. 151 .

Gegen Urtheile , welche das Oberlandesgericht auf Grund von § . 150 in bereits anhängigen

Civilſachen in zweiter Inſtanz erläßt , findet e
in weiteres Rechtsmittel nur nach Maßgabe d
e
r

Reichs -Civilprozeßordnung ſtatt .

. 152 .

Soweit noch Oberappellationen und Beſchwerdeführungen in Civilſachen nach Maßgabe

d
e
r

ſeitherigen badiſchen Geſeßgebung zu erledigen ſind , tritt an d
ie Stelle d
e
s

Oberhofgerichts

e
in Civilſenat d
e
s

Oberlandesgerichts unter Beſeßung mit ſieben Mitgliedern .

§ . 153 .

Bei Nichtigkeitsklagen und Reſtitutionsklagen , welche a
u
f

Grund von 9
. 2
0

d
e
s

Ein
führungsgeſeßes zu

r

Civilprozeßordnung erhoben werden , finden d
ie Vorſchriften d
e
s

§ . 547

d
e
r

Civilprozeßordnung mit d
e
r

Maßgabe entſprechende Anwendung , daß a
n

d
ie Stelle

d
e
r

freisgerichtlichen Appellationsſenate und d
e
s

Oberhofgerichts d
ie

in d
e
n

S
S
. 150 und

152 bezeichneten Gerichte treten .

B
.

Strafſachen .

§ . 154 .

Bei d
e
n

zu
r

Zeit d
e
s

Inkrafttretens dieſes Geſeķes in erſter Inſtanz gerichtlich anhängigen

Strafſachen richtet ſi
ch d
ie

fachliche Zuſtändigkeit zur Erledigung derſelben im Allgemeinen

nach d
e
n

Vorſchriften d
e
r

Reichsgerichtsverfaſſung . Jedoch ſind Strafſachen , be
i

welchen bereits e
in

Verweiſungsbeſchluß (Bad . Str.-Pr.-D. S. 207 , beziehungsweiſe § . 323 Abſ . 2 ) ergangen iſt ,

von den d
e
r

Verweiſung entſprechenden Strafgerichten , und Strafſachen , be
i

welchen bereits d
ie

Hauptverhandlung von einem Schöffengerichte beſchloſſen iſ
t , von dieſem Gerichte abzuurtheilen .

§ . 155 .

Gerichtlich anhängige Vorunterſuchungen , in welchen eine beſtimmte Beſchuldigung (Bad .

Str.-Pr.-O. § . 185 ) noch nicht erhoben iſt , find zu ſchließen und a
n

d
ie Staatsanwaltſchaft

abzugeben .

§ . 156 .

Gegen beſtimmte Beſchuldigte gerichtlich anhängige Vorunterſuchungen in ſchöffengericht

lichen Sachen ſind ebenfalls zu ſchließen und , ausgenommen b
e
i

Privatklagen wegen Be
leidigung , a

n

d
ie Staatsanwaltſchaft abzugeben .
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§ . 157 .

Bei den Amtsgerichten gegen beſtimmte Beſchuldigte anhängige Vorunterſuchungen in
Sachen höherer Zuſtändigkeit ſind daſelbſt weiter zu führen , ſofern nicht d

e
r

Staatsanwalt

deren Abgabe a
n

den landgerichtlichen Unterſuchungsrichter begehrt .

Bei Sachen landgerichtlicher Zuſtändigkeit iſ
t

d
e
r

Staatsanwalt übrigens befugt , unter
Verzichtleiſtung auf weitere gerichtliche Vorunterſuchung d

ie Akten zu ſeiner Verfügung ein
zufordern .

§ . 158 .

Soweit noch Rekurſe in Strafſachen nach Maßgabe d
e
r

ſeitherigen badiſchen Gefeßgebung

zu erledigen ſind , treten a
n d
ie Stelle d
e
r

kreisgerichtlichen Rekurskammern d
ie Strafkammern

d
e
r

Landgerichte unter Beſeßung mit drei Mitgliedern .

§ . 159 .

Soweit noch Nichtigkeitsbeſchwerden nach Maßgabe d
e
r

ſeitherigen badiſchen Geſekgebung

zu erledigen ſind , tritt a
n Stelle d
e
s

Oberhofgerichts d
e
r

Strafſenat d
e
s

Oberlandesgerichts

unter Beſeßung mit ſieben Mitgliedern .

Titel III .

Einführungstermin .

g . 160 .

Vorſtehende Beſtimmungen treten gleichzeitig m
it

d
e
r

Reichsgerichtsverfaſſung in Wirk
ſamkeit .

S
. 161 .

Artikel 1
9

d
e
s

Geſeßes vom 2
3
.

Dezember 1871 , den Vollzug d
e
r

Einführung des
Reichsſtrafgeſezbuches betreffend , und Artikel 4 de

r

Schlußbeſtimmungen zu
r

badiſchen bürger

lichen Prozeßordnung v
o
m

1
8
.

März 1864 werden ſofort mit Verfündung dieſes Gefeßes
aufgehoben und durch folgende Vorſchrift erſeßt :

,,Die ſtrafrechtliche oder civilrechtliche Verfolgung eines Beamten wegen einer in Aus
übung oder in Veranlaſſung d

e
r

Ausübung ſeines Amtes vorgenommenen Handlung iſ
t

im

Falle des Verlangens einer vorgeſeşten Dienſtbehörde a
n

d
ie in § . 11 A65 . 2 Ziff . 1 und 2

d
e
s

Einführungsgeſeķes zu
r

Gerichtsverfaſſung erwähnte Vorentſcheidung d
e
s

Verwaltungs
gerichtshofes gebunden . “

Die Wirkſamkeit dieſer Vorſchrift erliſcht mit d
e
m

1
. März 1880 .
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8. 162 .

Für das Jahr 1879 werden d
ie Gerichtsferien d
e
r

Kollegialgerichte (bad . bürgerliche

Proz . -Ordg . S. 207 Ziff . 2 ) auf d
ie Zeit vom 1
. Auguſt b
is

einſchließlich 3
0
.

September

verlegt .

Gegeben zu Karlsruhe , d
e
n

3
. März 1879 .

Friedrich .

Grimm .

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchſten Befehl :

Gaier .

Druď und Verlag von Malſch & Vogel in Karlsruhe .


